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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung
(KOM(2006)0091 – C6-0082/2006 – 2006/0033(COD))

(Verfahren der Mitentscheidung: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(KOM(2006)0091)1,

– gestützt auf Artikel 251 Absatz 2 und Artikel 159 Absatz 3 des EG-Vertrags, auf deren 
Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C6-0082/2006),

– gestützt auf Artikel 51 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten 
sowie der Stellungnahmen des Ausschusses für internationalen Handel und des 
Haushaltsausschusses (A6-0385/2006),

1. billigt den Vorschlag der Kommission in der geänderten Fassung;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, diesen Vorschlag 
entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission zu übermitteln.

Vorschlag der Kommission Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Bezugsvermerk 2 a (neu)

 – gestützt auf die Interinstitutionelle 
Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen 
dem Europäischen Parlament, dem Rat 
und der Kommission über die 
Haushaltsdisziplin und die 
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung1,
1 ABl. C 139 vom 14.6.2006, S. 1

1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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Änderungsantrag 2
Erwägung 1

(1) Ungeachtet der insgesamt positiven 
Auswirkungen der Globalisierung auf 
Wachstum und Beschäftigung in der 
Gemeinschaft, ist es angezeigt, einen 
Europäischen Fonds für die Anpassung an 
die Globalisierung (im Folgenden als „der 
EGF“ bezeichnet) einzurichten, mit dessen 
Hilfe die Gemeinschaft ihre Solidarität mit 
den aufgrund von Veränderungen im 
Welthandelsgefüge arbeitslos gewordenen 
Arbeitnehmern unter Beweis stellen 
könnte.

(1) Ungeachtet der positiven 
Auswirkungen der Globalisierung auf 
Wachstum und Beschäftigung in der 
Gemeinschaft kann diese jedoch auch 
negative Folgen für die schwächsten und 
am wenigsten qualifizierten Arbeitnehmer 
in bestimmten Sektoren nach sich ziehen. 
Es ist deshalb angezeigt, einen 
Europäischen Fonds für die Anpassung an 
die Globalisierung (im Folgenden als „der 
EGF“ bezeichnet) einzurichten, mit dessen 
Hilfe die Gemeinschaft, die mit der 
Verhandlungsführung im Rahmen der 
WTO betraut ist, ihre Solidarität mit den 
aufgrund von Veränderungen im 
Welthandelsgefüge arbeitslos gewordenen 
Arbeitnehmern unter Beweis stellen 
könnte.

Änderungsantrag 3
Erwägung 1 a (neu)

(1a) Die europäischen Werte und das 
europäische Sozialmodell müssen im 
Außenhandel erhalten bleiben, indem die 
Entwicklung eines fairen Auslandsmarktes 
gefördert wird. Die negativen 
Auswirkungen der Globalisierung sollten 
in erster Linie durch eine langfristige und 
nachhaltige Gemeinschaftsstrategie für die 
Handelspolitik angegangen werden, die 
weltweit auf hohe soziale und ökologische 
Standards setzt. Die durch den Fonds 
geleistete Unterstützung muss dynamisch 
sein und die Möglichkeit bieten, 
Anpassungen an die sich ständig 
ändernden und häufig unvorhergesehen 
eintretenden Marktbedingungen 
vorzunehmen.

Begründung

Die Solidarität, der Schutz der sozialen Rechte und ein offener, aber fairer Markt müssen mit 
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der Außenhandelspolitik der EU einhergehen und als solche in ihrer gesamten 
Außenhandelspolitik gefördert werden.

Änderungsantrag 4
Erwägung 1 b (neu)

 (1b) Um zu einem besseren Verständnis der 
vollen Tragweite der Frage der 
Verlagerung von Arbeitsplätzen in Länder 
außerhalb der EU (Off-Shoring) zu 
gelangen, sind eine weiter gehende 
Überwachung, umfassendere 
Untersuchungen und Berichte der 
Kommission auf kontinuierlicher Basis 
nötig. Dazu gehören eine Analyse der 
Frage, in welchem Ausmaß sich der Off-
shore-Wettbewerb bereits auf die Industrie 
in der EU auswirkt, angemessene 
Datenerhebungsprogramme zu den Trends 
bei der Zahl und der sektoralen 
Zusammensetzung der Arbeitsplätze, die in 
Länder außerhalb der EU verlagert 
werden, eine genaue Analyse der 
wirtschaftlichen Kosten solcher 
Verlagerungen (einschließlich einer 
Schätzung der Einbußen an 
Steuereinnahmen und der zur 
Unterstützung der arbeitslos gewordenen 
Arbeitnehmer notwendigen 
Sozialausgaben), Daten über die 
Wiederbeschäftigung von Arbeitnehmern 
und ihr neues Lohnniveau sowie eine 
Analyse der allgemeinen Auswirkungen 
auf Gemeinschaften.

Begründung

Frühwarnprognosen und Daten zur Beurteilung der Auswirkungen der Verlagerung von 
Arbeitsplätzen in Länder außerhalb der EU sind notwendige Instrumente für die 
Gemeinschaft, um angemessene politische Maßnahmen entwickeln zu können.

Änderungsantrag 5
Erwägung 2

(2) Der EGF sollte eine spezifische, (2) Der EGF sollte eine spezifische, 
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einmalige Unterstützung bereitstellen, um 
die Wiedereingliederung von Arbeitnehmern 
in das Erwerbsleben in Gebieten oder 
Sektoren zu erleichtern, die unter dem 
Schock einer schwer wiegenden Störung der 
Wirtschaftsentwicklung zu leiden haben.

einmalige Unterstützung bereitstellen, um 
die Wiedereingliederung von Arbeitnehmern 
in das Erwerbsleben in Gebieten, Sektoren, 
Territorien oder Arbeitsmarktregionen zu 
erleichtern, die unter dem Schock einer 
schwer wiegenden Störung der 
Wirtschaftsentwicklung zu leiden haben.

Begründung

Bestimmte Arbeitsmarktregionen können unter schwerwiegenden Störungen der 
Wirtschaftsentwicklung leiden, ohne dass ein Sektor speziell betroffen ist.

Die Folgen der Globalisierung können je nach betroffenem Territorium sehr unterschiedlich 
sein, und dies nicht nur vom Standpunkt eines Wirtschaftssektors aus. Bereits existierende 
territoriale Verzerrungen können aufgrund einer mit der Globalisierung im Zusammenhang 
stehenden Störung verschärft werden. Daher sollte die territoriale Auswirkung der Störung 
bewertet werden.

Änderungsantrag 6
Erwägung 3

(3) Maßnahmen im Rahmen dieser 
Verordnung sollten nach strengen 
Interventionskriterien in Bezug auf das 
Ausmaß der Störung des 
Wirtschaftsgeschehens und ihrer 
Auswirkungen auf einen gegebenen Sektor 
oder ein bestimmtes geografisches Gebiet 
festgelegt werden, damit sichergestellt ist, 
dass der Finanzbeitrag des EGF sich auf die 
am stärksten betroffenen Teile der 
Gemeinschaft konzentriert.

(3) Maßnahmen im Rahmen dieser 
Verordnung sollten nach strengen 
Interventionskriterien in Bezug auf das 
Ausmaß der Störung des 
Wirtschaftsgeschehens und ihrer 
Auswirkungen auf einen gegebenen Sektor 
oder ein bestimmtes geografisches Gebiet 
festgelegt werden, damit sichergestellt ist, 
dass der Finanzbeitrag des EGF sich auf die 
Arbeitnehmer in den am stärksten 
betroffenen Regionen und 
Wirtschaftssektoren der Gemeinschaft 
konzentriert. Eine derartige Störung ist 
nicht unbedingt auf einen Mitgliedstaat 
konzentriert. Unter außergewöhnlichen 
Umständen können die Mitgliedstaaten 
daher gemeinsame Anträge auf 
Unterstützung aus dem EGF einreichen.

Änderungsantrag 7
Erwägung 4

(4) Die Aktivitäten des EGF sollten (4) Die Aktivitäten des EGF sollten 
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schlüssig und mit den anderen 
Politikbereichen der Gemeinschaft vereinbar 
sein und mit dem Acquis Communautaire 
übereinstimmen.

schlüssig und mit den anderen 
Politikbereichen der Gemeinschaft vereinbar 
sein und mit dem Acquis Communautaire, 
insbesondere den Interventionen der 
Strukturfonds, übereinstimmen, wobei sie 
gleichzeitig echten Mehrwert in der 
Sozialpolitik der Gemeinschaft erbringen.

Begründung

Der EGF muss dazu dienen, das europäische Sozialmodell zu fördern.

Änderungsantrag 8
Erwägung 4 a (neu)

(4a) Die Interinstitutionelle Vereinbarung 
vom 17. Mai 2006 tritt am 1. Januar 2007 
in Kraft. In Nummer 28 dieser 
Vereinbarung wird der Haushaltsrahmen 
für den EGF festgelegt.

Begründung

Da der Haushaltsrahmen des EGF weitgehend in der IIV definiert wird, wäre die Verordnung 
präziser, wenn sie sich eindeutig darauf beziehen würde.

Änderungsantrag 9
Erwägung 5

(5) Eine im Rahmen dieser Verordnung 
finanzierte Maßnahme sollte keine 
finanzielle Unterstützung von anderen 
gemeinschaftlichen Finanzinstrumenten 
erhalten.

(5) Eine im Rahmen dieser Verordnung 
finanzierte spezifische Maßnahme sollte 
keine finanzielle Unterstützung von anderen 
gemeinschaftlichen Finanzinstrumenten 
erhalten. Die Abstimmung mit bestehenden 
oder geplanten Modernisierungs- und 
Umstrukturierungsmaßnahmen im 
Rahmen der Regionalentwicklung ist 
jedoch erforderlich, auch wenn eine solche 
Abstimmung nicht zur Schaffung paralleler 
oder zusätzlicher Managementstrukturen 
für aus dem EGF finanzierte Maßnahmen 
führen sollte.

Änderungsantrag 10
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Erwägung 6

(6) Gemeinschaftshilfe sollte nur auf 
Antrag des betroffenen Mitgliedstaats 
gewährt werden. Die Kommission sollte 
die Gleichbehandlung der von den 
Mitgliedstaaten vorgelegten Anträge 
gewährleisten.

(6) Gemeinschaftshilfe sollte nur auf 
Antrag des oder der betroffenen 
Mitgliedstaaten gewährt werden. Die 
Kommission sollte die Gleichbehandlung 
der von den Mitgliedstaaten vorgelegten 
Anträge gewährleisten, ohne jedoch ein 
Quotensystem einzuführen.

Begründung

Es muss auch in Betracht gezogen werden können, grenzübergreifende Anträge zu behandeln.

Änderungsantrag 11
Erwägung 8

(8) Die Mitgliedstaaten sollten für die 
Umsetzung des Finanzbeitrags und für die 
Verwaltung und Kontrolle der mit 
Gemeinschaftsmitteln unterstützten 
Maßnahmen verantwortlich bleiben, und 
zwar gemäß der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 
über die Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Gemeinschaften. Die Mitgliedstaaten sollten 
über die Verwendung des erhaltenen 
Finanzbeitrags Rechenschaft ablegen.

(8) Der oder — im Rahmen 
grenzübergreifender Maßnahmen — die 
Mitgliedstaaten sollten für die Umsetzung 
des Finanzbeitrags und für die Verwaltung 
und Kontrolle der mit Gemeinschaftsmitteln 
unterstützten Maßnahmen verantwortlich 
bleiben, und zwar gemäß der Verordnung 
(EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates 
vom 25. Juni 2002 über die 
Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Gemeinschaften. Der oder die 
Mitgliedstaaten sollten unter allen 
Umständen über die Verwendung des 
erhaltenen Finanzbeitrags Rechenschaft 
ablegen und, wenn dies möglich ist, die 
Leistung und die Ergebnisse der 
Maßnahmen analysieren.

Begründung

Es ist wichtig, dass es eine Überwachung der Maßnahmen des EGF gibt, und zwar 
insbesondere um festzustellen, ob seine Mittelausstattung ausreichend ist.

Änderungsantrag 12
Erwägung 8 a (neu)

(8a) Die Europäische Beobachtungsstelle 
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für den industriellen Wandel mit Sitz in 
Dublin veröffentlicht Studien zum besseren 
Verständnis der wirtschaftlichen und 
sozialen Veränderungen in Europa. Ihre 
Arbeit befasst sich auch eingehend mit 
sektorspezifischem Fachwissen und 
erwarteten, vorhersagbaren oder 
angestrebten Veränderungen in den 
Handelsstrukturen. Die Beobachtungsstelle 
kann die Europäische Kommission und die 
betreffenden Mitgliedstaaten mittels 
qualitativer und quantitativer Analysen bei 
der Bewertung von Anträgen auf Mittel aus 
dem EGF unterstützen.

Änderungsantrag 13
Erwägung 9

(9) Da die Mitgliedstaaten die Ziele der zu 
ergreifenden Maßnahmen nicht 
hinreichend erreichen können und diese 
daher wegen der Größenordnung und der 
Auswirkungen der Maßnahmen sich besser 
auf Gemeinschaftsebene erreichen lassen, 
kann die Gemeinschaft im Einklang mit 
dem Subsidiaritätsprinzip des Artikels 5 
EG-Vertrag Maßnahmen beschließen. 
Entsprechend dem in demselben Artikel 
genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip 
sollte diese Verordnung nicht über das für 
die Erreichung dieser Ziele erforderliche 
Maß hinausgehen.

(9) Da die angestrebten Ziele der 
Solidarität wegen der europäischen 
Größenordnung der Entlassungen und der 
Auswirkungen der auf einen 
schwerwiegenden wirtschaftlichen und 
sozialen Schock hin ergriffenen 
Maßnahmen sich besser auf Ebene der 
Europäischen Union als allein auf 
nationaler oder regionaler Ebene 
erreichen lassen, kann die Gemeinschaft im 
Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip des 
Artikels 5 EG-Vertrag Maßnahmen 
beschließen. Entsprechend dem in 
demselben Artikel genannten 
Verhältnismäßigkeitsprinzip sollte diese 
Verordnung nicht über das für die 
Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß 
hinausgehen.

Begründung

In erster Linie sind natürlich die Behörden der einzelnen Mitgliedstaaten auf nationaler, 
regionaler, oder lokaler Ebene dafür zuständig, auf die Schocks zu reagieren, die durch weit 
reichende Strukturveränderungen im Welthandelsgefüge ausgelöst werden. Doch soll der 
Fonds auf die Fälle von Entlassungen konzentriert werden, die wegen ihres Ausmaßes und 
ihrer Auswirkungen auf das Gebiet, in dem das Unternehmen (oder die Unternehmen), das 
die Ursache der Arbeitsplatzverluste war, seinen Sitz hat, eine europäische Dimension 
aufweisen. Der Fonds ist somit Ausdruck der europäischen Solidarität und ergänzt die 
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Anstrengungen der Mitgliedstaaten. Die Unterstützung des Fonds sollte dazu beitragen, die 
europäische Solidarität für die betroffenen Arbeitnehmer und die EU-Bürger im Allgemeinen  
sichtbarer zu machen.

Änderungsantrag 14
Artikel 1 Absatz 1

1. Durch diese Verordnung wird ein 
Europäischer Fonds für die Anpassung an 
die Globalisierung (im Folgenden als „der 
EGF“ bezeichnet) eingerichtet, um die 
Gemeinschaft in die Lage zu versetzen, 
Unterstützung für Arbeitnehmer, die 
aufgrund weit reichender 
Strukturveränderungen im 
Welthandelsgefüge arbeitslos geworden 
sind, in den Fällen bereitzustellen, in denen 
diese Entlassungen eine beträchtliche 
negative Auswirkung auf die regionale oder 
lokale Wirtschaftsentwicklung haben.

1. Mit dem Ziel der Förderung des 
Wirtschaftswachstums und der Schaffung 
von mehr Arbeitsplätzen in der 
Europäischen Union wird durch diese 
Verordnung ein Europäischer Fonds für die 
Anpassung an die Globalisierung (im 
Folgenden als „der EGF“ bezeichnet) 
eingerichtet, um die Gemeinschaft in die 
Lage zu versetzen, Unterstützung für 
Arbeitnehmer, die aufgrund weit reichender 
Strukturveränderungen im 
Welthandelsgefüge aufgrund der 
Globalisierung arbeitslos geworden sind, in 
den Fällen bereitzustellen, in denen diese 
Entlassungen eine beträchtliche negative 
Auswirkung auf den sekundären und 
tertiären Sektor der grenzübergreifenden, 
nationalen, regionalen oder lokalen 
Wirtschaft haben.

Begründung

Für den Landwirtschaftssektor sollten spezielle Instrumente der GAP zum Einsatz kommen.

Änderungsantrag 15
Artikel 1 Absatz 1 a (neu)

 Seine Laufzeit ist an den Finanzrahmen 
für 2007 bis Dezember 2013 geknüpft.

Begründung

Es fehlt ein Hinweis auf die Laufzeit des Fonds. In Artikel 20 ist nur von einer Überprüfung 
die Rede.

Der EGF soll in die umfassende Überprüfung der Ausgaben und Mittel der EU (des 
Finanzrahmens), die so genannte „Review“, einbezogen werden, die in der 
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 über die Haushaltsdisziplin und die 
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Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung vorgesehen ist.

Änderungsantrag 16
Artikel 1 Absatz 2

2. In dieser Verordnung werden Regeln für 
die Tätigkeit des EGF festgelegt, um eine 
schnelle Wiedereingliederung in das 
Erwerbsleben von Arbeitnehmern zu 
erleichtern, die von aus 
Handelsentwicklungen herrührenden 
Entlassungen betroffen sind.

2. In dieser Verordnung werden Regeln für 
die Tätigkeit des EGF festgelegt, um eine 
schnelle Wiedereingliederung in das 
Erwerbsleben von Arbeitnehmern zu 
erleichtern, die von aus der Globalisierung 
herrührenden Entlassungen betroffen sind.

Änderungsantrag 17
Artikel 2

Ein Finanzbeitrag des EGF wird in den 
Fällen bereitgestellt, in denen weit gehende 
strukturelle Veränderungen im 
Welthandelsgefüge zu einer 
schwerwiegenden Störung des 
Wirtschaftsgeschehens führen, insbesondere 
zu einem massiven Anstieg der Importe in 
die EU oder einem allmählichen Rückgang 
des Marktanteils der EU in einem 
bestimmten Sektor oder einer 
Standortverlagerung in Drittländer, die 
folgende Konsequenzen hat:

Ein Finanzbeitrag des EGF wird in den 
Fällen bereitgestellt, in denen weit gehende 
strukturelle Veränderungen im 
Welthandelsgefüge zu einer 
schwerwiegenden Störung des 
Wirtschaftsgeschehens führen, insbesondere 
zu einem substantiellen Anstieg der Importe 
in die EU oder einem drastischen und 
raschen Rückgang des Marktanteils der EU 
in einem bestimmten Sektor oder einer 
Standortverlagerung in Drittländer, die 
folgende Konsequenzen hat: 

(a) mindestens 1000 Entlassungen in einem 
Unternehmen, darunter auch arbeitslos 
gewordene Beschäftigte bei Zulieferern oder 
nachgeschalteten Herstellern, in einer 
Region, in der die Arbeitslosigkeit 
gemessen auf NUTS-III-Niveau über dem 
Durchschnittswert in der EU oder dem 
betreffenden Mitgliedstaat liegt,

(a) mindestens 1000 Entlassungen in einem 
Unternehmen, darunter auch arbeitslos 
gewordene Beschäftigte bei Zulieferern oder 
nachgeschalteten Herstellern, 

oder oder
(b) mindestens 1000 Entlassungen innerhalb 
eines Zeitraums von sechs Monaten in 
einem oder mehreren Unternehmen in einem 
Sektor, gemessen auf NACE-2-Niveau, was 
mindestens 1 % der auf NUTS-II-Niveau 
gemessenen regionalen Beschäftigung 
entspricht.

(b) mindestens 1000 Entlassungen innerhalb 
eines Zeitraums vom 12 Monaten in einem 
oder mehrere Unternehmen, insbesondere 
Klein- oder Mittelunternehmen, in einem 
NACE 2-Sektor in einer Region auf NUTS-
II-Niveau;
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(ba) auf kleinen Arbeitsmärkten oder unter 
außergewöhnlichen Umständen, die von 
dem (den) betreffenden Mitgliedstaat(en) in 
angemessener Weise untermauert werden, 
kann ein Antrag auf Beitrag aus dem EGF 
als zulässig betrachtet werden, auch wenn 
die Bedingungen gemäß Absatz (a) oder (b) 
nicht vollständig erfüllt werden, wenn 
Entlassungen, und zwar nicht weniger als 
500, schwerwiegende Auswirkungen für die 
Beschäftigung und die lokale Wirtschaft 
haben. Der Gesamtbetrag der Beiträge für 
außergewöhnliche Umstände darf 20% des 
EGF in einem beliebigen Jahr nicht 
übersteigen.

Änderungsantrag 18
Artikel 3 einleitender Satz

Ein Finanzbeitrag im Rahmen dieser 
Verordnung wird für Maßnahmen als Teil 
eines koordinierten Pakets personalisierter 
Dienstleistungen bereitgestellt, mit denen 
arbeitslose Arbeitnehmer wieder in den 
Arbeitsmarkt eingegliedert werden sollen, 
darunter:

Ein Finanzbeitrag der europäischen 
Solidarität im Rahmen dieser Verordnung 
wird für aktive Arbeitsmarktmaßnahmen, 
die Teil eines koordinierten Pakets 
personalisierter Dienstleistungen sein 
können, bereitgestellt, mit denen arbeitslose 
Arbeitnehmer wieder in den Arbeitsmarkt 
eingegliedert werden sollen, darunter 
insbesondere:

Änderungsantrag 19
Artikel 3 Buchstabe a

(a) aktive arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen, wie Unterstützung bei der 
Arbeitsuche, Berufsberatung, auf die Person 
zugeschnittene Ausbildungs- und 
Weiterbildungsmaßnahmen, einschließlich 
von Maßnahmen für IKT-Qualifikationen, 
Hilfe bei Outplacement und Förderung des 
Unternehmertums oder Beihilfe zur 
Unternehmensgründung;

(a) Unterstützung bei der Arbeitsuche, 
Berufsberatung, auf die Person 
zugeschnittene Ausbildungs- und 
Weiterbildungsmaßnahmen, einschließlich 
von Maßnahmen für IKT-Qualifikationen 
und Validierung des Erfahrungswissens, 
Hilfe bei Outplacement und Förderung des 
Unternehmertums oder Beihilfe zur 
Unternehmensgründung, zur Durchführung 
genossenschaftlicher Projekte oder zur 
Unternehmensübernahme, und 
Mikrokredite;
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Änderungsantrag 20
Artikel 3 Buchstabe b

(b) spezielle zeitlich begrenzte 
Einkommensbeihilfen für Beschäftigte, wie 
zum Beispiel Beihilfen für die Arbeitsuche, 
Mobilitätsbeihilfen, Lohnzuschüsse für 
Personen, die an Ausbildungsmaßnahmen 
teilnehmen und vorübergehende 
Lohnzulagen für Arbeitnehmer im Alter 
von mindestens 50 Jahren, die bereit sind, 
gegen ein niedrigeres Entgelt wieder in den 
Arbeitsmarkt einzutreten.

(b) spezielle zeitlich begrenzte 
Einkommensbeihilfen für Beschäftigte, wie 
zum Beispiel Beihilfen für die Arbeitsuche, 
Mobilitätsbeihilfen, Lohnzuschüsse für 
Personen, die an Ausbildungsmaßnahmen 
teilnehmen.

(ba) Anreize, einschließlich finanzieller 
Anreize, insbesondere für benachteiligte 
oder ältere Arbeitnehmer, damit sie auf 
dem Arbeitsmarkt bleiben.

Änderungsantrag 21
Artikel 3 Absatz 1 a (neu)

Der EGF finanziert keine passiven 
Sozialschutzmaßnahmen.

Begründung

Die anfänglich vorgeschlagene Terminologie vermittelt den Eindruck, dass passive 
Sozialschutzmaßnahmen finanziert werden können. Nach dem Dokument SEK(2006)0314 ist 
dies nicht der Fall, und der Änderungsantrag soll dies deutlich machen. 

Änderungsantrag 22
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a

(a) Eine begründete Analyse der Verbindung 
zwischen den Entlassungen und den weit 
gehenden strukturellen Veränderungen im 
Welthandelsgefüge; Nachweis der Zahl der 
Entlassungen und Erläuterung der 
Unvorhersehbarkeit dieser Entlassungen;

(a) Eine begründete Analyse der Verbindung 
zwischen den geplanten Entlassungen und 
den weit gehenden strukturellen 
Veränderungen im Welthandelsgefüge und 
ein Nachweis der Zahl der Entlassungen;

Änderungsantrag 23
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Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b

(b) Benennung der Unternehmen, die 
Entlassungen vornehmen (nationale oder 
multinationale Unternehmen), und der 
Kategorien der gezielt zu unterstützenden 
Arbeitnehmer;

(b) Benennung der Unternehmen (nationale 
oder multinationale Unternehmen), 
Zulieferer oder nachgeschalteten Hersteller 
und Branchen, die Entlassungen 
vornehmen, und der Kategorien der gezielt 
zu unterstützenden Arbeitnehmer;

Begründung

Zur Beobachtung der Wirtschaftsbewegungen und -entwicklungen erscheint es zweckmäßiger, 
statt einzelner Unternehmen ganze Branchen zu betrachten, die von den Veränderungen 
betroffen sind.

Änderungsantrag 24
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe c

(c) erwartete Auswirkungen der 
Entlassungen auf die lokale, regionale oder 
nationale Beschäftigung;

(c) Eine Beschreibung des betreffenden 
Territoriums und seiner regionalen oder 
lokalen Behörden und anderer Beteiligter 
und erwartete Auswirkungen der 
Entlassungen auf die lokale oder regionale 
Beschäftigung;

Änderungsantrag 25
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe d

(d) spezifische zu finanzierende 
Maßnahmen und Aufschlüsselung ihrer 
geschätzten Kosten, einschließlich ihrer 
Komplementarität mit von den Strukturfonds 
finanzierten Maßnahmen;

(d) das koordinierte Paket zu 
finanzierender personalisierter 
Dienstleistungen und Aufschlüsselung 
seiner geschätzten Kosten, einschließlich 
seiner Komplementarität mit von den 
Strukturfonds finanzierten Maßnahmen 
sowie Information über Maßnahmen, die 
aufgrund nationaler Rechtsvorschriften 
oder gemäß Tarifvereinbarungen 
obligatorisch sind;

Änderungsantrag 26
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe d a (neu)

 (da) Lohnverhältnisse und Zeitraum, für 
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den gegebenenfalls die Zahlung einer 
Einkommensbeihilfe in Erwägung gezogen 
wird, 

Änderungsantrag 27
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe f

(f) Verfahren für die Anhörung der 
Sozialpartner;

(f) Ergebnis der Anhörung der 
Sozialpartner;

Änderungsantrag 28
Artikel 5 Absatz 3

3. Unter Berücksichtigung der von den 
Mitgliedstaaten und den betreffenden 
Unternehmen durchgeführten Maßnahmen, 
die sich aus dem nationalen Recht oder aus 
Kollektivvereinbarungen ergeben, und unter 
besonderer Beachtung der von dem 
Europäischen Sozialfonds (im Folgenden als 
„der ESF“ bezeichnet) finanzierten 
Maßnahmen müssen die Angaben gemäß 
Absatz 2 eine kurze Beschreibung der 
getroffenen und geplanten Maßnahmen der 
nationalen Behörde und der betreffenden 
Unternehmen enthalten, einschließlich einer 
Schätzung der Kosten.

3. Unter Berücksichtigung der von den 
Mitgliedstaaten, der Region, den 
Sozialpartnern und den betreffenden 
Unternehmen durchgeführten Maßnahmen, 
die sich aus dem nationalen Recht oder aus 
Kollektivvereinbarungen ergeben, und unter 
besonderer Beachtung der von dem 
Europäischen Sozialfonds (im Folgenden als 
„der ESF“ bezeichnet) finanzierten 
Maßnahmen müssen die Angaben gemäß 
Absatz 2 eine kurze Beschreibung der 
getroffenen und geplanten Maßnahmen der 
nationalen Behörde und der betreffenden 
Unternehmen enthalten, einschließlich einer 
Schätzung der Kosten.

Begründung

Es wird speziell auf die Region Bezug genommen, da die Region, wie dies die zu prüfende 
Verordnung vorsieht, im Mittelpunkt der betreffenden Regelung steht (wie dies unter anderem 
in Erwägung 3 hervorgehoben wird: „… damit sichergestellt ist, dass der Finanzbeitrag des 
EGF sich auf die am stärksten betroffenen Teile der Gemeinschaft konzentriert.“).

Änderungsantrag 29
Artikel 5 Absatz 4

4. Die Mitgliedstaaten übermitteln der 
Kommission auch die von ihr für die 
Bewertung der Einhaltung der 
Interventionskriterien benötigten 

4. Der oder die betreffenden Mitgliedstaaten 
übermitteln der Kommission auch die von 
ihr für die Bewertung der Einhaltung der 
Interventionskriterien benötigten 
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statistischen und sonstigen Angaben auf der 
am besten geeigneten geografischen Ebene.

statistischen und sonstigen Angaben auf der 
am besten geeigneten regionalen Ebene.

Änderungsantrag 30
Artikel 5 Absatz 5

5. Anhand der in Absatz 2 aufgeführten 
Informationen bewertet die Kommission 
zusammen mit dem betreffenden 
Mitgliedstaat, ob die Bedingungen für die 
Bereitstellung eines Finanzbeitrags im 
Rahmen dieser Verordnung gegeben sind.

5. Anhand der in Absatz 2 aufgeführten 
Informationen bewertet die Kommission 
im Benehmen mit dem betreffenden 
Mitgliedstaat, ob die Bedingungen für die 
Bereitstellung eines Finanzbeitrags im 
Rahmen dieser Verordnung gegeben sind.

Begründung

Es ist eine klare Rollenzuteilung erforderlich. Die Kommission prüft als Hüterin der Verträge 
und des allgemeinen Interesses der Gemeinschaft, ob die Bedingungen für die Gewährung 
tatsächlich erfüllt sind, und sodann haben sich die beiden Teile der Haushaltsbehörde zu 
äußern. Die Mitgliedstaaten reichen die Dossiers ein. 

Änderungsantrag 31
Artikel 5 Absatz 6

6. Die Kommission gewährleistet die 
Gleichbehandlung der von den 
Mitgliedstaaten eingereichten Anträge.

6. Die Kommission gewährleistet die 
Gleichbehandlung der in Absatz 1 
genannten Anträge, ohne jedoch ein 
Quotensystem einzuführen.

Begründung

Es sollte klar zum Ausdruck gebracht werden, dass die Gleichbehandlung vom Inhalt der 
Dossiers abhängt und nicht von dem von den Mitgliedstaaten ausgeübten Druck oder der 
Nationalität der Dossiers. Auf jeden Fall hat die Haushaltsbehörde immer das letzte Wort und 
kann reagieren, wenn in Bezug auf die Herkunft der Dossiers eine zu starke Konzentration in 
ein- und denselben Mitgliedstaaten festzustellen ist.

Änderungsantrag 32
Artikel 6 Absatz 2

2. Unterstützung aus dem EGF ergänzt 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene.

2. Unterstützung aus dem EGF ergänzt 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene, 
ersetzt diese jedoch nicht. Diese können im 
Einklang mit Absatz 5 auch durch die 
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Strukturfonds kofinanzierte Aktionen 
umfassen.

Begründung

Die Komplementarität und die Koordinierung mit durch die Strukturfonds kofinanzierten 
Aktionen können die Kohärenz der Unterstützung aus dem EGF und anderer 
gemeinschaftlicher Maßnahmen erhöhen, worauf auch in den Erwägungen 4 und 5 
hingewiesen wird.

Änderungsantrag 33
Artikel 6 Absatz 3

3. Maßnahmen, für die ein Finanzbeitrag 
aus dem EGF bereitgestellt wird, müssen 
sich in Übereinstimmung mit dem EG-
Vertrag und Rechtsakten befinden, die 
gemäß dessen Bestimmungen verabschiedet 
worden sind.

3. Beihilfen aus dem EGF bieten Solidarität 
und Unterstützung für einzelne 
Arbeitnehmer, die aufgrund struktureller 
Veränderungen im Welthandelsgefüge 
entlassen wurden. Der EGF finanziert 
nicht die Umstrukturierung von 
Unternehmen oder Sektoren.

Änderungsantrag 34
Artikel 6 Absatz 5

5. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die 
spezifischen Maßnahmen, für die ein 
Finanzbeitrag aus dem EGF bereitgestellt 
wird, nicht auch eine Unterstützung von 
anderen gemeinschaftlichen 
Finanzinstrumenten erhalten.

5. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die 
spezifischen Maßnahmen, für die ein 
Finanzbeitrag aus dem EGF bereitgestellt 
wird, Komplementarität mit der 
Unterstützung von anderen 
gemeinschaftlichen Finanzinstrumenten, 
insbesondere dem Europäischen 
Sozialfonds, aufweisen können.

Änderungsantrag 35
Artikel 6 Absatz 5 a (neu)

5a. Für die Durchführung der EGF-
Unterstützung ist keine zusätzliche 
administrative Ebene notwendig.

Begründung

Um zu verhindern, dass zusätzliche Bürokratie entsteht, wird angeregt, die bereits 
bestehenden ESF-Strukturen zur Durchführung des EGF zu nutzen.
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Änderungsantrag 36
Artikel 7

7. Die Kommission und die Mitgliedstaaten 
fördern die Gleichstellung von Männern und 
Frauen.

7. Die Kommission und die Mitgliedstaaten 
tragen dafür Sorge, dass die Gleichstellung 
von Männern und Frauen sowie die 
Einbeziehung der 
Gleichstellungsperspektive in den einzelnen 
Phasen der Durchführung des EGF 
gefördert werden.
Die Kommission und die Mitgliedstaaten 
leiten die notwendigen Schritte ein, um jede 
Diskriminierung auf Grund des 
Geschlechts, der Rasse, der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder 
Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Ausrichtung in 
den einzelnen Phasen der Durchführung 
des EGF und insbesondere beim Zugang 
zum EGF zu verhindern.

Begründung

Mit diesem Änderungsantrag wird die Nichtdiskriminierungsklausel an den Wortlaut von 
Artikel 16 der Verordnung des Rates mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds 
angeglichen.

Änderungsantrag 37
Artikel 8 Absatz 1

1. Auf Initiative der Kommission kann der 
EGF im Rahmen einer Obergrenze von 
0,35% der für das betreffende Jahr 
verfügbaren Finanzmittel zur Finanzierung 
von Maßnahmen zur Begleitung, 
Information, administrativen und 
technischen Unterstützung, Prüfung, 
Kontrolle und Evaluierung eingesetzt 
werden, die für die Durchführung dieser 
Verordnung erforderlich sind.

1. Auf Initiative der Kommission kann der 
EGF im Rahmen einer Obergrenze von 
0,35% der für das betreffende Jahr 
verfügbaren Finanzmittel zur Finanzierung 
von Maßnahmen zur Begleitung, 
Information, administrativen und 
technischen Unterstützung, Prüfung, 
Kontrolle und Evaluierung eingesetzt 
werden, die für die Durchführung dieser 
Verordnung erforderlich sind. Der EGF 
kann ferner für die Einrichtung eines 
europäischen Internet-Portals genutzt 
werden, das einen umfassenden Zugang zu 
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Informationen über den EGF und 
Leitlinien für die Einreichung von 
Anträgen sowie aktuelle Informationen 
über genehmigte und abgelehnte Anträge 
bietet und die Rolle der Haushaltsbehörde 
hervorhebt.

Änderungsantrag 38
Artikel 9

Die Mitgliedstaaten informieren über die 
finanzierten Maßnahmen und machen 
diese allgemein bekannt. Die 
Informationen sind für die Arbeitslosen 
und die breite Öffentlichkeit bestimmt. Sie 
sollen die Rolle der Gemeinschaft betonen 
und gewährleisten, dass der Beitrag des 
EGF in Erscheinung tritt.

Die Mitgliedstaaten haben die betroffenen 
Arbeitnehmer, die lokalen und regionalen 
Vereinigungen und Gebietskörperschaften, 
die Sozialpartner, die Medien und die 
Organisationen der Zivilgesellschaft über 
den EGF und den gemeinschaftlichen 
Ursprung dieses Fonds zu informieren. Die 
Europäische Kommission sorgt dafür, dass 
die Verpflichtung des Staates zur 
Bereitstellung solcher Informationen eine 
in ihrem Beschluss über einen 
Finanzbeitrag des Artikels 12 Absatz 3 
aufgeführte und spezifizierte Verpflichtung 
darstellt.

Änderungsantrag 39
Artikel 10 Absätze 1 und 2

1. Die Kommission setzt auf der Grundlage 
der gemäß Artikel 5 Absatz 5 
vorgenommenen Bewertung, unter 
besonderer Berücksichtigung der Zahl der 
Entlassungen, der vorgeschlagenen 
Maßnahmen und der geschätzten Kosten, 
möglichst umgehend einen Betrag für den 
im Rahmen der verfügbaren Mittel 
gegebenenfalls bereitzustellenden 
Finanzbeitrag fest.

1. Die Kommission evaluiert und schlägt 
auf der Grundlage der gemäß Artikel 5 
Absatz 5 vorgenommenen Bewertung, unter 
besonderer Berücksichtigung der Zahl der zu 
unterstützenden Arbeitnehmer, der 
vorgeschlagenen Maßnahmen und der 
geschätzten Kosten, möglichst umgehend 
einen Betrag für den Finanzbeitrag vor, der 
im Rahmen der verfügbaren Mittel 
gegebenenfalls bereitgestellt werden kann.

Der Betrag darf 50% der in Artikel 5 Absatz 
2 Buchstabe d erwähnten geschätzten 
Kosten nicht übersteigen.

Der Betrag darf 50% der in Artikel 5 Absatz 
2 Buchstabe d erwähnten geschätzten 
Kosten nicht übersteigen.

2. Kommt die Kommission auf der 
Grundlage der gemäß Artikel 5 Absatz 5 
vorgenommenen Bewertung zu dem 

2. Kommt die Kommission auf der 
Grundlage der gemäß Artikel 5 Absatz 5 
vorgenommenen Bewertung zu dem 
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Schluss, dass die Voraussetzungen für die 
Bereitstellung eines Finanzbeitrags im 
Rahmen dieser Verordnung erfüllt sind, 
leitet sie schnellstmöglich das in Artikel 12 
festgelegte Verfahren ein.

Schluss, dass die Voraussetzungen für die 
Bereitstellung eines Finanzbeitrags im 
Rahmen dieser Verordnung erfüllt sind, 
leitet sie unverzüglich das in Artikel 12 
festgelegte Verfahren ein.

Änderungsantrag 40
Artikel 11

Ausgaben für einen Beitrag des EGF sind 
ab dem Datum zuschussfähig, ab dem ein 
Mitgliedstaat nach der Ankündigung von 
Massenentlassungen personalisierte 
Dienstleistungen für die betroffenen 
Arbeitnehmer erbringt.

Gemäß Artikel 5 Buchstabe e sind 
Ausgaben für einen Beitrag des EGF ab 
dem Datum bzw. den Daten zuschussfähig, 
ab dem bzw. denen ein Mitgliedstaat 
personalisierte Dienstleistungen für die 
betroffenen Arbeitnehmer erbringt.

Änderungsantrag 41
Artikel 11 a (neu)

Artikel 11a
Haushaltsverfahren

1. Die Modalitäten des EGF entsprechen 
den Bestimmungen von Artikel 28 der 
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 
17. Mai 2006 und den etwaigen 
Änderungen daran.
2. Die Mittel für den EGF werden in den 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Union im Rahmen des normalen 
Haushaltsverfahrens eingesetzt, sobald die 
Kommission ausreichende Margen 
und/oder annullierte Verpflichtungen 
ermittelt hat. Die Beträge werden in 
folgender Reihenfolge entnommen:
- annullierte 
Verpflichtungsermächtigungen aus dem 
Jahr N-2,
- etwaige Margen im Rahmen der globalen 
Ausgabenobergrenze aus dem Jahr N-1,
- annullierte 
Verpflichtungsermächtigungen aus dem 
Jahr N-1.



RR\638063DE.doc 23/80 PE 376.402v02-00

DE

Änderungsantrag 42
Artikel 12 Titel

Haushaltsverfahren Gewährungsverfahren

Begründung

Der neue Titel spiegelt den Inhalt des Artikels besser wider (entspricht Änderungsantrag 8).

Änderungsantrag 43
Artikel 12 Absätze 1 und 2

1. Kommt die Kommission zu dem Schluss, 
dass aus dem EGF ein Finanzbeitrag 
bereitgestellt werden sollte, unterbreitet sie 
der Haushaltsbehörde einen Vorschlag, der 
zur Bewilligung von Mitteln in Höhe des 
gemäß Artikel 10 festgesetzten Betrags 
erforderlich ist.

1. Kommt die Kommission zu dem Schluss, 
dass aus dem EGF ein Finanzbeitrag 
bereitgestellt werden sollte, unterbreitet sie 
der Haushaltsbehörde einen Vorschlag, der 
zur Bewilligung von Mitteln in Höhe des 
gemäß Artikel 10 festgesetzten Betrags 
erforderlich ist, sowie einen Antrag auf 
Übertragung des Betrags auf die 
Haushaltslinie des EGF. Die Vorschläge 
können partienweise zusammengefasst 
werden. 
Mittelübertragungen betreffend den EGF 
werden gemäß Artikel 24 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1605/2002 
durchgeführt.

Ein Vorschlag gemäß Absatz 1 umfasst 
Folgendes:

Ein Vorschlag gemäß Absatz 1 umfasst 
Folgendes:

(a) Die gemäß Artikel 5 Absatz 5 
durchgeführte Bewertung mit einer 
Zusammenfassung der Angaben, anhand 
deren diese Bewertung vorgenommen 
wurde;

(a) Die gemäß Artikel 5 Absatz 5 
durchgeführte Bewertung mit einer 
Zusammenfassung der Angaben, anhand 
deren diese Bewertung vorgenommen 
wurde;

(b) den Nachweis, dass die Kriterien gemäß 
Artikel 2 erfüllt sind;

(b) den Nachweis, dass die Kriterien gemäß 
Artikel 2 und Artikel 6 erfüllt sind;

(c) eine Begründung der vorgeschlagenen 
Beträge.

(c) eine Begründung der vorgeschlagenen 
Beträge.

2. Die Kommission legt die Vorschläge der 
Haushaltsbehörde partienweise vor.

2. Zeitgleich mit ihrem Vorschlag beruft 
die Kommission einen Trilog 
(gegebenenfalls in vereinfachter Form) ein, 
um die Zustimmung der beiden Teile der 
Haushaltsbehörde zu der 
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Inanspruchnahme des EGF und zu dem 
erforderlichen Betrag einzuholen.

Am 1. Juli jedes Jahres muss mindestens ein 
Viertel des jährlichen Höchstbetrags des 
EGF verfügbar bleiben, damit ein bis Ende 
des Jahres auftretender Bedarf gedeckt 
werden kann.

2a. Am 1. September jedes Jahres muss 
mindestens ein Viertel des jährlichen 
Höchstbetrags des EGF verfügbar bleiben, 
damit ein bis Ende des Jahres auftretender 
Bedarf gedeckt werden kann.

Änderungsantrag 44
Artikel 12 Absatz 3 a (neu)

 3a. Wurde der für den EGF vorgesehene 
jährliche Höchstbetrag nicht ausgeschöpft 
und ist das Kriterium von Absatz 2a erfüllt, 
müssen unter strikter Einhaltung dieser 
Verordnung stets die Bestimmungen von 
Absatz 3 dieses Artikels gewährleistet sein.

Begründung

Berechtigten Erwartungen muss in den Fällen, in denen alle Förderkriterien erfüllt sind, 
Rechnung getragen werden, wobei die Finanzierung gesichert sein muss. 

Änderungsantrag 45
Artikel 13 Absatz 1

1. Im Anschluss an den Beschluss gemäß 
Artikel 12 Absatz 3 stellt die Kommission 
den Finanzbeitrag für den Mitgliedstaat in 
Form einer einmaligen Zahlung bereit.

1. Im Anschluss an den Beschluss gemäß 
Artikel 12 Absatz 3 stellt die Kommission 
grundsätzlich innerhalb von zwei Wochen 
den Finanzbeitrag für den Mitgliedstaat in 
Form einer einmaligen Zahlung bereit.

Begründung

In Anbetracht der schwierigen Situationen, in denen der EGF einen Finanzbeitrag leistet, ist 
es wichtig, dass die betreffende Intervention sehr schnell erfolgt. Eine kurze Frist von zwei 
Wochen erscheint angezeigt; diese zweiwöchige Interventionsfrist wurde im Übrigen vom 
Europäischen Parlament auch in seinem Bericht über den Solidaritätsfonds vorgeschlagen 
(erste Lesung, Bericht BEREND, A6-123/2006).

Änderungsantrag 46
Artikel 15 Absatz 1

1. Spätestens sechs Monate nach Ablauf des 1. Spätestens sechs Monate nach Ablauf des 
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Zeitraums gemäß Artikel 13 Absatz 2 legt 
der Mitgliedstaat der Kommission einen 
Bericht über die finanzielle Abwicklung des 
Finanzbeitrags, einschließlich Informationen 
über die Art der Maßnahmen und die 
wichtigsten Ergebnisse, zusammen mit einer 
Erklärung vor, in der die Ausgaben 
begründet und, sofern angebracht, Angaben 
über die Komplementarität der Maßnahmen 
mit den vom ESF finanzierten Maßnahmen 
gemacht werden.

Zeitraums gemäß Artikel 13 Absatz 2 legt 
der Mitgliedstaat der Kommission einen 
Bericht über die finanzielle Abwicklung des 
Finanzbeitrags, einschließlich Informationen 
über die Art der Maßnahmen und die 
wichtigsten Ergebnisse sowie die Zahl von 
Personen, die dauerhafte Beschäftigung 
aufgrund von EGF-Beiträgen gesichert 
haben, zusammen mit einer Erklärung vor, 
in der die Ausgaben begründet und, sofern 
angebracht, Angaben über die 
Komplementarität der Maßnahmen mit den 
vom ESF finanzierten Maßnahmen gemacht 
werden. 

Änderungsantrag 47
Artikel 15 Absatz 1 a (neu)

 1a. Der Mitgliedstaat richtet ein 
Evaluierungssystem ein, damit die Wirkung 
der verschiedenen Maßnahmen von Beginn 
des Förderungszeitraums an verfolgt 
werden kann.

Änderungsantrag 48
Artikel 16 Absatz 1

1. Ab dem Jahr 2008 legt die Kommission 
dem Europäischen Parlament und dem Rat 
bis zum 1. Juli eines jeden Jahres einen 
Bericht über die im Vorjahr im Rahmen 
dieser Verordnung erfolgten Tätigkeiten vor. 
Dieser Bericht enthält insbesondere 
Angaben zu den eingereichten Anträgen, den 
gefassten Beschlüssen, den finanzierten 
Maßnahmen und zur Abwicklung des 
bereitgestellten Finanzbeitrags.

1. Ab dem Jahr 2008 legt die Kommission 
dem Europäischen Parlament und dem Rat 
bis zum 1. Juli eines jeden Jahres einen 
quantitativen und qualitativen Bericht über 
die im Vorjahr im Rahmen dieser 
Verordnung erfolgten Tätigkeiten vor. 
Dieser Bericht, der hauptsächlich die durch 
den EGF erzielten Ergebnisse betrifft, 
enthält insbesondere Angaben zu den 
eingereichten Anträgen, den gefassten 
Beschlüssen, den finanzierten Maßnahmen 
einschließlich ihrer Komplementarität mit 
aus den Strukturfonds, insbesondere dem 
ESF, finanzierten Maßnahmen und zur 
Abwicklung des bereitgestellten 
Finanzbeitrags. Darin werden auch 
diejenigen Anträge dokumentiert, die 
aufgrund fehlender Mittel oder 
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Anspruchsberechtigung abgelehnt wurden.

Änderungsantrag 49
Artikel 16 Absatz 2

2. Der Bericht wird den Sozialpartnern zur 
Information übermittelt.

2. Der Bericht wird dem Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss, dem 
Ausschuss der Regionen und den 
Sozialpartnern zur Information übermittelt.

Begründung

In diesem Sektor sollte weiterhin ein großes Maß an Konsens bestehen und Transparenz 
gegenüber den europäischen Institutionen und den direkt am Erfolg des Projekts beteiligten 
Sozialpartnern an den Tag gelegt werden.

Änderungsantrag 50
Artikel 17 Absatz 1 Einleitungssatz

1. Die Kommission führt auf eigene 
Initiative und in enger Zusammenarbeit mit 
den Mitgliedstaaten folgende Evaluierungen 
durch:

1. Die Kommission führt auf eigene 
Initiative und in enger Zusammenarbeit mit 
dem Europäischen Parlament, den 
Mitgliedstaaten und den Sozialpartnern 
folgende Evaluierungen durch:

Änderungsantrag 51
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b

(b) eine Ex-post-Evaluierung. (b) eine Ex-post-Evaluierung bis zum 
31. Dezember 2014 mit Unterstützung 
externer Sachverständiger, um die 
Auswirkungen des EGF und seines 
Mehrwerts zu bemessen.

Begründung

Der europäische Mehrwert des EGF muss ein Schlüsselelement bei der Bewertung des 
Projekts sein.

Änderungsantrag 52
Artikel 17 Absatz 2
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2. Die Ergebnisse der Evaluierung werden 
der Haushaltsbehörde und den 
Sozialpartnern zur Information übermittelt.

2. Die Ergebnisse der Evaluierung werden 
dem Europäischen Parlament, dem Rat, 
dem Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss, dem Ausschuss der 
Regionen und den Sozialpartnern zur 
Information übermittelt.

Änderungsantrag 53
Artikel 18 Absatz 1

1. Unbeschadet der Verantwortung der 
Kommission für die Durchführung des 
allgemeinen Haushalts der Europäischen 
Gemeinschaften sind die Mitgliedstaaten in 
erster Linie für die Verwaltung der durch 
den Fonds unterstützten Maßnahmen und die 
Finanzkontrolle der Maßnahmen 
verantwortlich. Zu diesem Zweck 
unternehmen sie unter anderem folgende 
Schritte:

1. Unbeschadet der Verantwortung der 
Kommission für die Durchführung des 
allgemeinen Haushalts der Europäischen 
Gemeinschaften sind die Mitgliedstaaten in 
erster Linie für die Verwaltung der durch 
den Fonds unterstützten Maßnahmen und die 
Finanzkontrolle der Maßnahmen 
verantwortlich. Zu diesem Zweck 
unternehmen sie unter anderem folgende 
Schritte:

(a) Sie überprüfen, ob Verwaltungs- und 
Kontrollvorkehrungen vorgesehen worden 
sind und so vorgenommen werden, dass 
sichergestellt wird, dass die 
Gemeinschaftsmittel effizient und 
ordnungsgemäß in Übereinstimmung mit 
den Grundsätzen des wirtschaftlichen 
Finanzmanagement verwendet werden;

(a) Sie überprüfen rechtzeitig, ob 
Verwaltungs- und Kontrollvorkehrungen 
vorgesehen worden sind und so 
vorgenommen werden, dass sichergestellt 
wird, dass die Gemeinschaftsmittel effizient 
und ordnungsgemäß in Übereinstimmung 
mit den Grundsätzen des wirtschaftlichen 
Finanzmanagement verwendet werden;

(b) sie überprüfen, ob die finanzierten 
Maßnahmen ordnungsgemäß durchgeführt 
worden sind;

(b) sie überprüfen rechtzeitig, ob die 
finanzierten Maßnahmen ordnungsgemäß 
durchgeführt worden sind;

(c) sie stellen sicher, dass finanzierte 
Aufwendungen auf überprüfbaren 
Unterlagen beruhen sowie ordnungsgemäß 
und den Regeln entsprechend getätigt 
wurden;

(c) sie stellen rechtzeitig sicher, dass 
finanzierte Aufwendungen auf 
überprüfbaren Unterlagen beruhen sowie 
ordnungsgemäß und den Regeln 
entsprechend getätigt wurden;

(d) sie verhindern Unregelmäßigkeiten und 
spüren diese auf und berichtigen sie und sie 
ziehen rechtsgrundlos gezahlte Beträge 
einschließlich von Zinsen auf verspätete 
Zahlungen, sofern angebracht, wieder ein. 
Sie machen darüber der Kommission 
Mitteilung und halten sie über den 
Fortschritt von Verwaltungs- und 

(d) sie verhindern Unregelmäßigkeiten und 
spüren diese auf und berichtigen sie und sie 
ziehen rechtsgrundlos gezahlte Beträge 
einschließlich von Zinsen auf verspätete 
Zahlungen, sofern angebracht, wieder ein. 
Sie machen darüber der Kommission 
rechtzeitig Mitteilung und halten sie über 
den Fortschritt von Verwaltungs- und 
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Gerichtsverfahren auf dem Laufenden. Gerichtsverfahren auf dem Laufenden.

Änderungsantrag 54
Artikel 18 Absatz 3 Unterabsatz 1

3. Die Kommission ergreift im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit für die Ausführung des 
allgemeinen Haushalts der Europäischen 
Gemeinschaften alle erforderlichen Schritte, 
um zu überprüfen, ob die finanzierten 
Maßnahmen gemäß den Grundsätzen des 
wirtschaftlichen und effizienten 
Finanzmanagements gemäß den 
Bestimmungen der Verordnung (EG, 
Euratom) des Rates Nr. 1605/2002 
durchgeführt werden. Insbesondere stellt sie 
sicher, dass die Mitgliedstaten über 
reibungslos funktionierende Management- 
und Kontrollsysteme verfügen.

3. Die Kommission ergreift im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit für die Ausführung des 
allgemeinen Haushalts der Europäischen 
Gemeinschaften alle erforderlichen Schritte, 
um zu überprüfen, ob die finanzierten 
Maßnahmen gemäß den Grundsätzen des 
wirtschaftlichen und effizienten 
Finanzmanagements gemäß den 
Bestimmungen der Verordnung (EG, 
Euratom) des Rates Nr. 1605/2002 
durchgeführt werden. Es obliegt jedem 
einzelnen Mitgliedstaat, sicherzustellen, 
dass er über reibungslos funktionierende 
Management- und Kontrollsysteme verfügt. 
Es obliegt der Kommission, zu überprüfen, 
ob diese Systeme tatsächlich bestehen.

Änderungsantrag 55
Artikel 20 Unterabsatz 1 a (neu)

Außerdem kann die Kommission, wenn sie 
Ende 2009 ihren Bericht gemäß der 
Erklärung Nr. 1 zur Interinstitutionellen 
Vereinbarung vom 17. Mai 2006 
ausarbeitet, einen Vorschlag zur Änderung 
der den EGF betreffenden Bestimmungen 
der Interinstitutionellen Vereinbarung 
vorlegen.

Änderungsantrag 56
Artikel 20 Absatz 2

Das Europäische Parlament und der Rat 
überprüfen in jedem Fall diese 
Verordnung bis zum 31. Dezember 2013.

Das Europäische Parlament und der Rat 
überprüfen diese Verordnung bis zum 
31. Dezember 2013 und verlängern 
gegebenenfalls ihre Geltungsdauer.
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Begründung

Die Verlängerung der Laufzeit des Fonds und seine Bedingungen hängen vom Inhalt der 
nächsten Finanziellen Vorausschau ab, die ab dem Jahr 2014 in Kraft treten wird.
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(COD)

14.9.2006

STELLUNGNAHME DES HAUSHALTSAUSSCHUSSES (*)

für den Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung
(KOM(2006)0091 – C6-0082/2006 – 2006/0033(COD))

Verfasser der Stellungnahme (*): Esko Seppänen

(*) Verstärkte Zusammenarbeit zwischen den Ausschüssen – Artikel 47 der Geschäftsordnung 

KURZE BEGRÜNDUNG

Beschlüsse des Rates und Bestimmungen der IIV betreffend den EGF

Der Beschluss über die Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die 
Globalisierung wurde vom Rat im Dezember 2005 getroffen. Der Rat beschloss gleichfalls, 
dass die Mittelausstattung des Fonds 500 Mio. EUR nicht überschreiten darf und dass die 
Finanzierung durch Unterschreitung anderer Haushaltsobergrenzen und durch 
Inanspruchnahme frei gewordener Gemeinschaftsmittel bewerkstelligt werden soll. 

Die haushaltsrechtlichen Aspekte der Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung 
an die Globalisierung (EGF) werden ferner von der neuen „Interinstitutionellen Vereinbarung 
über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche Haushaltsführung vom 17. Mai 2006“1 
(IIV) geregelt, die am 1. Januar 2007 in Kraft tritt. Da die einschlägigen Bestimmungen im 
Verordnungsvorschlag nicht übernommen werden, ist ein Verweis auf sie notwendig, um den 
haushaltspolitischen Rahmen des EGF zu erläutern.

In Punkt 28 der Interinstitutionellen Vereinbarung heißt es:

- Die jährliche Mittelausstattung des Fonds darf 500 Mio. EUR nicht überschreiten. Die 
Finanzierung des Fonds erfolgt über die bis zur Gesamtausgabenobergrenze des 
Vorjahres verfügbaren Spielräume und/oder über Mittel für Verpflichtungen 
(ausschließlich der Mittel für Rubrik 1B des Finanzrahmens), die in den beiden 
vorausgegangenen Jahren in Abgang gestellt wurden.

1 ABl. C 139 vom 14.6.2006, S. 1
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- Zum Verfahren:

1. Sobald die Kommission festgestellt hat, dass ausreichende Spielräume und/oder in 
Abgang gestellte Mittel gemäß Absatz 2 verfügbar sind, werden die betreffenden 
Mittel umgehend als Rückstellung in den Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Union eingesetzt. 

2. Wenn die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme des Fonds erfüllt sind, legt die 
Kommission den beiden Teilen der Haushaltsbehörde 1) einen Vorschlag für die 
Inanspruchnahme des Fonds und 2) einen Vorschlag für die Übertragung der Mittel 
auf die entsprechenden Haushaltslinien vor. 

3. Zeitgleich mit ihrem Vorschlag für eine Inanspruchnahme des Fonds beruft die 
Kommission einen Trilog ein, um die Zustimmung der beiden Teile der 
Haushaltsbehörde zur Notwendigkeit einer Inanspruchnahme des Fonds und zu dem 
erforderlichen Betrag einzuholen.

Der Begriff „frei gewordene Mittel“ 

Im Rahmen der Haushaltsordnung umfasst der Begriff „nicht ausgegebene Mittel“ sowohl 
nicht in Anspruch genommene als auch frei gewordene Mittel

Nicht in Anspruch genommene Mittel: In Artikel 9.1 heißt es: „Mittel, die am Ende des 
Haushaltsjahrs, für das sie in den Haushaltsplan eingestellt wurden, nicht in Anspruch 
genommen worden sind, verfallen“.

Frei gewordene Mittel: Laut Artikel 11 werden „Mittel, die für ein bestimmtes Haushaltsjahr 
bereitgestellt wurden und in den folgenden Haushaltsjahren freigegeben werden, weil die 
betreffende Maßnahme nicht oder nur teilweise ausgeführt wurde, in Abgang gestellt".

Aus der Ausführungsrate der letzten Jahre (siehe untenstehende Tabelle) ergibt sich, dass der 
EGF für den Fall, dass kein Spielraum vorhanden ist, nur dann in voller Höhe finanziert 
werden kann, wenn die nicht verausgabten Mittel einbezogen werden.
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In Abgang gestellte Haushaltsmittel 2000–2005*

2000 2001 2002 2003 2004 2005* Totale**

1 Landwirt-
schaft

246 537 977,98 1 841 360 104,36 1 053 229 479,33 361 181 235,14 311 940 802,99 147 259 108,25 3 961 508 708,65

2 Strukturmaß-
nahmen

33 127 919,21 21 124 .328,39 3 024 191,88 20 411 436,38 96 657 731,34 45 625 744,88 219 971 352,08

3 Interne Politik-
bereiche

129 058 080,25 153 849 059 05 143.998.247,84 137 210 491,14 200 626 974,68 323 518 839,69 1.088.261.692,65

4 Externe 
Politik-
bereiche

187 510 411,82 44 441 599,82 43 395 917,46 32 602 579,61 48 770 676,01 41 037 479,03 397 758 663,75

5 Verwaltung 69 299 562,04 46 093 789,46 33 718 819,69 28 842 84,56 129 785 893,13 106 336 444,71 414 077 373,59

6 Reserven 849 709 500,00 658 824 000,00 331 510 000,00 171 080 000,00 260 125 000,00 95 890 000,00 2 367 138 500,00

7 Heranfüh-
rungshilfen

13 295 588,41 3 530 407,00 6 072 741,27 6 984 969,97 29 281 124,03 127 243 412,35 186 408 243,03

8 Ausgleichs-
zahlungen

Insgesamt 1 258 539 039,71 2 769 223 288,08 1 614 949 397,47 758 313 576,80 1 077 188 202,18 886 911 029,51 8 635 124 533,75

*    Differenz zwischen den in den Haushaltsplan eingestellten Verpflichtungsermächtigungen und den im laufenden Haushaltsjahr gebundenen 
Verpflichtungsermächtigungen ohne Mittelübertragungen innerhalb des Haushaltsjahrs und Mittelübertragungen auf das folgende Haushaltsjahr
** Vorläufige Zahlen für 2005 (Stand:1.2.2006)
    Quelle: Endgültiger konsolidierter Jahresabschluss 2000-2002, Rechnungsabschlüsse für 2003 und 2004

Haushaltsverfahren

In der Praxis würde die Durchführung der IIV-Bestimmungen gemäß der von der 
Kommission vorgelegten geänderten Fassung des Legislativen Finanzbogens vom 20. Juni 
2006 nach folgendem Verfahren ablaufen:

Die von der IIV geforderte Nutzung der „bis zur Gesamtausgabenobergrenze des Vorjahres 
verfügbaren Spielräume“ (Differenz zwischen der im Finanzrahmen für das Jahr n-1 
festgesetzten Gesamtausgabenobergrenze für Mittelbindungen für das Jahr n-1 und den im 
Haushaltsplan für dieses Jahr vorgenommenen Mittelbindungen) und der „Mittel für 
Verpflichtungen, die in den beiden vorausgegangenen Jahren in Abgang gestellt wurden“ hat 
erhebliche Auswirkungen auf das Verfahren zur Durchführung des EGF. In den 
Haushaltsplan können nur dann Mittel eingestellt werden, wenn die Höhe der nicht 
ausgeschöpften Spielräume und in Abgang gestellten Mittel für Verpflichtungen bekannt sind. 
Das bedeutet:
- Frühjahr des Jahres n-1 in Bezug auf die in Abgang gestellten Mittel für Verpflichtungen des 
Jahres n-2,
- Herbst des Jahres n-1 in Bezug auf den Spielraum bis zur Gesamtausgabenobergrenze des 
Jahres n-1,
- Frühjahr des Jahres n in Bezug auf die in Abgang gestellten Mittel des Jahres n-1.

Das Haushaltsverfahren für die Anwendung des EGF würde demnach so aussehen:

Im Frühjahr des Jahres n-1 kann die Kommission, nachdem sie die in Abgang gestellten 
Mittel für Verpflichtungen des Jahres n-2 festgestellt hat, vorschlagen, die entsprechenden 
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Beträge (bis zu der Obergrenze von 500 Millionen Euro) in den Vorentwurf des 
Haushaltsplans (HVE) des Jahres n oder spätestens in das Berichtigungsschreiben zum HVE 
in Titel 40 „Reserven“ (40 02 43 - „Reserve für den Europäischen Fonds zur Anpassung an 
die Globalisierung“) einstellen. Liegt der Betrag der in Abgang gestellten Mittel für 
Verpflichtungen im Jahr n-2 unter 500 Mio. EUR, könnten im Herbst des Jahres n-1 — im 
Stadium der zweiten Lesung des Haushaltsentwurfs für das Jahr n (sobald der Spielraum für 
das Jahr n-1 bekannt ist) — weitere Mittel in die Reserve eingestellt werden. Ist der Betrag 
von 500 Mio. dann immer noch nicht erreicht, kann das Defizit im Frühjahr des Jahres n 
durch einen Berichtigungshaushaltsplan ausgeglichen werden, nachdem die Höhe der in 
Abgang gestellten Mittel für Verpflichtungen des Jahres n-1 ermittelt wurde.

Nachdem die Mittel in die Reserve eingestellt wurden und die Bedingungen für die Verteilung 
erfüllt sind, erfordert die tatsächliche Nutzung des Fonds einen Beschluss zur Mobilisierung 
des Fonds. Dieser muss von beiden Teilen der Haushaltsbehörde auf Vorschlag der 
Kommission gemeinsam getroffen werden. Im Fall eines positiven Beschlusses werden die 
entsprechenden Übertragungen (von der Reserve auf die Haushaltslinie 04 05 01 
Europäischer Fonds zur Anpassung an die Globalisierung) gemäß Artikel 24 Absatz 4 der 
Haushaltsordnung beschlossen.

Wie in der IIV niedergelegt, beruft die Kommission zeitgleich mit ihrem Vorschlag für eine 
Inanspruchnahme des Fonds einen Trilog ein, um die Zustimmung der Haushaltsbehörde zur 
Inanspruchnahme des Fonds und zu dem erforderlichen Betrag einzuholen.

Ein Teil der vorgeschlagenen Änderungen ist daher auf die Notwendigkeit zurückzuführen, 
den Vorschlag an die Bestimmungen der IIV anzupassen und diese in den Wortlaut der 
Verordnung aufzunehmen, um ihn klarer und präziser zu fassen.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Vorschlag der Kommission1 Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Erwägung 1

(1) Ungeachtet der insgesamt positiven 
Auswirkungen der Globalisierung auf 
Wachstum und Beschäftigung in der 
Gemeinschaft, ist es angezeigt, einen 
Europäischen Fonds für die Anpassung an 

(1) Ungeachtet der positiven 
Auswirkungen der Globalisierung auf 
Wachstum und Beschäftigung in der 
Gemeinschaft lässt sich nicht bestreiten, 
dass sie auch negative Folgen für die 

1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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die Globalisierung (im Folgenden als „der 
EGF“ bezeichnet) einzurichten, mit dessen 
Hilfe die Gemeinschaft ihre Solidarität mit 
den aufgrund von Veränderungen im 
Welthandelsgefüge arbeitslos gewordenen 
Arbeitnehmern unter Beweis stellen 
könnte.

schwächsten und am wenigsten 
qualifizierten Arbeitnehmer in 
bestimmten Sektoren hat. Es ist somit 
angezeigt, einen Europäischen Fonds für 
die Anpassung an die Globalisierung (im 
Folgenden als „der EGF“ bezeichnet) 
einzurichten, mit dessen Hilfe die 
Gemeinschaft, die mit der 
Verhandlungsführung im Rahmen der 
Welthandelsorganisation betraut ist, ihre 
Solidarität mit den aufgrund von 
Veränderungen im Welthandelsgefüge 
arbeitslos gewordenen Arbeitnehmern 
unter Beweis stellen könnte.

Begründung 

Gemäß den Artikeln 131 bis 134 des Vertrages bestimmt die Europäische Gemeinschaft die 
gemeinsame Handelspolitik und ist somit für die Verhandlungen im Rahmen der WTO 
zuständig. Diese gemeinsame Handelspolitik kann zu Asymmetrien innerhalb der EU führen, 
d.h. mehr Arbeit und Beschäftigung in einem Sektor oder einer Region und parallel dazu ein 
größerer Abbau von Arbeitsplätzen und mehr Arbeitslosigkeit in einem anderen Sektor oder 
einer anderen Region.

Änderungsantrag 2
Erwägung 4 a (neu)

(4a) Die Interinstitutionelle Vereinbarung 
zwischen dem Europäischen Parlament, 
dem Rat und der Kommission über die 
Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung vom 17. Mai 20061 tritt 
am 1. Januar 2007 in Kraft. In Punkt 28 
dieser Vereinbarung wird der 
Haushaltsrahmen für den Europäischen 
Fonds zur Anpassung an die 
Globalisierung festgelegt.
______

Begründung

Da der Haushaltsrahmen des EGF weitgehend in der IIV definiert wird, wäre die Verordnung 
präziser, wenn sie sich eindeutig darauf beziehen würde.
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Änderungsantrag 3
Artikel 2 Absatz 1a (neu)

Aber selbst wenn die in Absatz 1 
Buchstaben a und b genannten 
quantitativen Kriterien nicht erfüllt sind, 
kann die Kommission in ordnungsgemäß 
begründeten außerordentlichen Fällen die 
Auffassung vertreten, dass ein 
Mitgliedstaat die Intervention des EGF 
beantragen kann.

Begründung 

Es ist nicht unwichtig, in die Verordnung ein politisches Kriterium für die Bewertung der 
Förderfähigkeit der Kandidaten einzubeziehen, um zu vermeiden, dass die mit der Existenz 
einer Zahl verbundene Starrheit die Intervention des EGF in Fällen unmöglich macht, in 
denen die anderen vorgesehenen Bedingungen erfüllt sind.

Änderungsantrag 4
Artikel 8 Absatz 1

1. Auf Initiative der Kommission kann der 
EGF im Rahmen einer Obergrenze von 
0,35 % der für das betreffende Jahr 
verfügbaren Finanzmittel zur Finanzierung 
von Maßnahmen zur Begleitung, 
Information, administrativen und 
technischen Unterstützung, Prüfung, 
Kontrolle und Evaluierung eingesetzt 
werden, die für die Durchführung dieser 
Verordnung erforderlich sind.

1. Auf Initiative der Kommission kann der 
EGF im Rahmen einer Obergrenze von 
0,30 % der für das betreffende Jahr 
verfügbaren Finanzmittel zur Finanzierung 
von Maßnahmen zur Begleitung, 
Information, administrativen und 
technischen Unterstützung, Prüfung, 
Kontrolle und Evaluierung eingesetzt 
werden, die für die Durchführung dieser 
Verordnung erforderlich sind.

Begründung 

Der für die Verwaltungsausgaben für den ESF vorgesehene Prozentsatz beläuft sich auf 
0,25%. Die Mittelzuweisung für den EGF ist weitaus geringer, wird aber ebenfalls in 
getrennter Mittelverwaltung umgesetzt.

Änderungsantrag 5
Artikel 9

Die Mitgliedstaaten informieren über die Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, die im 
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finanzierten Maßnahmen und machen 
diese allgemein bekannt. Die 
Informationen sind für die Arbeitslosen 
und die breite Öffentlichkeit bestimmt. Sie 
sollen die Rolle der Gemeinschaft betonen 
und gewährleisten, dass der Beitrag des 
EGF in Erscheinung tritt.

Rahmen des EGF begünstigten 
Arbeitnehmer und die Öffentlichkeit in der 
betroffenen Region über die Rolle der 
Gemeinschaft zu ihren Gunsten zu 
informieren.

Begründung 

Die reine Informationsfunktion erscheint angesichts der in Schwierigkeiten befindlichen 
Arbeitnehmer angezeigter als eine Art Werbekampagne mit kommerziellen Assoziationen.

Änderungsantrag 6
Artikel 9 Absatz 1 a (neu)

Die Kommission wacht darüber, dass diese 
Informationsverpflichtung seitens der 
Mitgliedstaaten eine im Vergabebeschluss, 
auf den in Artikel 12 Absatz 3 verwiesen 
wird, genannte Pflicht darstellt.

Begründung

Die Mitgliedstaaten müssen die in dieser Verordnung festgelegten 
Kommunikationsgrundsätze bezüglich der Maßnahmen der Gemeinschaft respektieren. Die 
Rolle der Europäischen Gemeinschaft muss ausreichend klar und sichtbar sein, was die vom 
Fonds begünstigten Mitgliedstaaten sicherstellen müssen.

Änderungsantrag 7
Artikel 10

1. Die Kommission setzt auf der Grundlage 
der gemäß Artikel 5 Absatz 5 
vorgenommenen Bewertung, unter 
besonderer Berücksichtigung der Zahl der 
Entlassungen, der vorgeschlagenen 
Maßnahmen und der geschätzten Kosten, 
möglichst umgehend einen Betrag für den 
im Rahmen der verfügbaren Mittel 
gegebenenfalls bereitzustellenden 
Finanzbeitrag fest.

1. Die Kommission setzt auf der Grundlage 
der gemäß Artikel 5 Absatz 5 
vorgenommenen Bewertung, unter 
besonderer Berücksichtigung der Zahl der 
Entlassungen, der vorgeschlagenen 
Maßnahmen und der geschätzten Kosten, 
innerhalb von zwei Monaten nach Eingang 
des Antrags des Mitgliedstaats gemäß 
Artikel 5 Absatz 1, einen Betrag für den im 
Rahmen der verfügbaren Mittel 
gegebenenfalls bereitzustellenden 
Finanzbeitrag fest.

Der Betrag darf 50% der in Artikel 5 Absatz 
2 Buchstabe d erwähnten geschätzten 

Der Betrag darf 50% der in Artikel 5 Absatz 
2 Buchstabe d erwähnten geschätzten 
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Kosten nicht übersteigen. Kosten nicht übersteigen.
2. Kommt die Kommission auf der 
Grundlage der gemäß Artikel 5 Absatz 5 
vorgenommenen Bewertung zu dem 
Schluss, dass die Voraussetzungen für die 
Bereitstellung eines Finanzbeitrags im 
Rahmen dieser Verordnung erfüllt sind, 
leitet sie schnellstmöglich das in Artikel 12 
festgelegte Verfahren ein.

2. Kommt die Kommission auf der 
Grundlage der gemäß Artikel 5 Absatz 5 
vorgenommenen Bewertung zu dem 
Schluss, dass die Voraussetzungen für die 
Bereitstellung eines Finanzbeitrags im 
Rahmen dieser Verordnung erfüllt sind, 
leitet sie innerhalb von zwei Monaten nach 
Eingang des Antrags des Mitgliedstaats 
gemäß Artikel 5 Absatz 1 das in Artikel 12 
festgelegte Verfahren ein.

3. Kommt die Kommission aufgrund der 
gemäß Artikel 5 Absatz 5 vorgenommenen 
Bewertung zu dem Schluss, dass die 
Voraussetzungen für die Bereitstellung eines 
Finanzbeitrags im Rahmen dieser 
Verordnung nicht erfüllt sind, teilt sie dies 
schnellstmöglich dem betreffenden 
Mitgliedstaat mit.

3. Kommt die Kommission aufgrund der 
gemäß Artikel 5 Absatz 5 vorgenommenen 
Bewertung zu dem Schluss, dass die 
Voraussetzungen für die Bereitstellung eines 
Finanzbeitrags im Rahmen dieser 
Verordnung nicht erfüllt sind, teilt sie dies 
innerhalb von zwei Monaten nach Eingang 
des Antrags des Mitgliedstaats gemäß 
Artikel 5 Absatz 1 dem betreffenden 
Mitgliedstaat mit.

Begründung 

Es ist wichtig, genaue Fristen festzusetzen, um zu vermeiden, dass die eingegangenen Anträge 
mit zu viel Verzögerung behandelt werden. Dies ergänzt und verstärkt Änderungsantrag 7 des 
Verfassers.

Änderungsantrag 8
Artikel 11 (neu)

Artikel 11 a
Haushaltsverfahren

1. Der Höchstbetrag von 500 Mio. EUR 
kann unter Nutzung der in den beiden 
vorausgegangen Jahren in Abgang 
gestellten Mittel für Verpflichtungen 
(ausschließlich der Mittel für Rubrik 1B 
des Finanzrahmens) und der bis zur 
Gesamtausgabenobergrenze des Vorjahres 
verfügbaren Spielräume erzielt werden, 
und zwar in folgender Reihenfolge:
- in Abgang gestellte Mittel für 
Verpflichtungen des Jahres n-2,
- bis zur Gesamtausgabenobergrenze des 
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Jahres n-1 verfügbare Spielräume,
- in Abgang gestellte Mittel für 
Verpflichtungen des Jahres n-1.
2. Bei der Vorlage des 
Haushaltsvorentwurfs (HVE) für das Jahr 
n im April/Mai des Jahres n-1 stellt die 
Kommission nach Schätzung des Betrags 
der in Abgang gestellten Mittel für das 
Jahr n-2 einen vorläufigen Betrag in den 
HVE ein.
3. Im November des Jahres n-1 und vor der 
zweiten Lesung des Haushalts durch das 
Europäische Parlament und den Rat kann 
die Kommission den vorläufigen Betrag 
gegebenenfalls bis zur 
Gesamtausgabenobergrenze des Jahres n-1 
mit nicht in Anspruch genommenen 
Mitteln — möglichst mittels eines 
Berichtigungsschreibens — aufstocken.
4. Wird der Betrag von 500 Mio. nicht 
erreicht, kann die Kommission 
vorschlagen, den für die Erreichung der 
500 Mio. EUR erforderlichen Betrag 
mittels eines Berichtigungshaushaltsplans, 
für den die in Abgang gestellten Mittel des 
Jahres n-1 genutzt werden, in den 
Haushaltsplan einzustellen.
5. Zusammen mit ihrem Vorschlag für 
einen Beschluss zur Inanspruchnahme des 
Fonds legt die Kommission den beiden 
Teilen der Haushaltsbehörde einen 
Vorschlag für eine Mittelübertragung 
gemäß Artikel 24 Absatz 4 der in der 
Verordnung des Rates (EG, Euratom) Nr. 
1605/2002 vom 25. Juni 2002 
niedergelegten Haushaltsordnung vor1.
_____
1ABl L 248 vom 16.9. 2002, S. 1.

Begründung

Mit diesem Änderungsantrag sollen die einzelnen Schritte des Haushaltsverfahrens zur 
Anwendung des EGF präzisiert werden; außerdem soll sichergestellt werden, dass zuerst die 
in Abgang gestellten Mittel für Mittelbindungen des Jahres n-2 in Anspruch genommen 
werden.
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Änderungsantrag 9
Artikel 12 Titel

Haushaltsverfahren Gewährungsverfahren

Begründung

Der neue Titel spiegelt den Inhalt des Artikels besser wider (entspricht Änderungsantrag 8).

Änderungsantrag 10
Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 1

2. Die Kommission legt die Vorschläge der 
Haushaltsbehörde partienweise vor.

2. Die Kommission legt der 
Haushaltsbehörde ihren Vorschlag zur 
Inanspruchnahme des Fonds innerhalb 
von zwei Monaten nach Eingang eines 
vollständigen Antrags eines Mitgliedstaates 
vor. Gleichzeitig legt sie auch die 
Vorschläge für Mittelübertragungen vor.

Begründung 

Die in der Verordnung vorgeschlagenen Fristen sollen übermäßige Verzögerungen bei der 
Prüfung der Anträge und der Gewährung finanzieller Unterstützung vermeiden helfen.

Änderungsantrag 11
Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 2

Am 1. Juli jedes Jahres muss mindestens ein 
Viertel des jährlichen Höchstbetrags des 
EGF verfügbar bleiben, damit ein bis Ende 
des Jahres auftretender Bedarf gedeckt 
werden kann.

Am 1. September jedes Jahres muss 
mindestens ein Viertel des jährlichen 
Höchstbetrags des EGF verfügbar bleiben, 
damit ein bis Ende des Jahres auftretender 
Bedarf gedeckt werden kann.

Begründung

Nur ein Viertel der Mittel für das zweite Halbjahr verfügbar zu halten, dürfte nicht 
ausreichen. Mit dem Änderungsantrag soll sichergestellt werden, dass auch am Jahresende 
Finanzmittel zur Verfügung stehen.

Änderungsantrag 12
Artikel 13 Absatz 1

1. Im Anschluss an den Beschluss gemäß 1. Im Anschluss an den Beschluss gemäß 
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Artikel 12 Absatz 3 stellt die Kommission 
den Finanzbeitrag für den Mitgliedstaat in 
Form einer einmaligen Zahlung bereit.

Artikel 12 Absatz 3 stellt die Kommission 
innerhalb von zwei Wochen den 
Finanzbeitrag für den Mitgliedstaat in Form 
einer einmaligen Zahlung bereit.

Begründung

In Anbetracht der schwierigen Situationen, in denen der EGF einen Finanzbeitrag leistet, ist 
es wichtig, dass die betreffende Intervention sehr schnell erfolgt. Eine kurze Frist von zwei 
Wochen erscheint angezeigt; diese zweiwöchige Interventionsfrist wurde im Übrigen vom 
Europäischen Parlament auch in seinem Bericht über den Solidaritätsfonds vorgeschlagen 
(erste Lesung, Bericht BEREND, A6-123/2006).

Änderungsantrag 13
Artikel 16 Absatz 1 Unterabsatz 1 a 

Dieser Bericht kann einhergehen mit 
einem Vorschlag zur Änderung der 
vorliegenden Verordnung, insbesondere 
bezüglich ihrer Mittelausstattung.

Begründung

Die Mittel dieses Fonds können auf der Grundlage der im Verlauf der vorangegangenen 
Haushaltsjahre verzeichneten Erfordernisse nach oben korrigiert werden. Eine Änderung der 
vorliegenden Verordnung muss also erwogen werden können.
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für den Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten
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Verfasser der Stellungnahme: Giulietto Chiesa

am

KURZE BEGRÜNDUNG

Der Ausschuss für internationalen Handel befürwortet den Vorschlag für eine Verordnung zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung (EGF) mit 
einigen Vorbehalten.

Die sozialen Auswirkungen der Globalisierung wurden von der Kommission unterschätzt. 
Lange Zeit hat sie vor allem die Vorteile der Globalisierung betont und die Nachteile 
verschwiegen. Die allgemeine Öffnung der Märkte hat gewiss auch Vorteile; sie führt jedoch 
auch zu außerordentlich schwerwiegenden sozialen Verwerfungen, vor allem für die 
schwächsten Schichten der europäischen Bevölkerung.

Die EU-Institutionen und die Mitgliedstaaten müssen daher im Rahmen ihrer jeweiligen 
Befugnisse koordiniert vorgehen, um den legitimen Erwartungen der Bürger eine rasche und 
überzeugende Antwort entgegenzusetzen. Die EU, die von den meisten Bürgerinnen und 
Bürgern bereits jetzt als "ferner Planet" empfunden und immer wieder bezichtigt wird, die 
Interessen der Konzerne zu vertreten, wird die Popularität und das Prestige, das sie 
inzwischen verloren zu haben scheint, keinesfalls mit Hauruckmaßnahmen zurückgewinnen 
können. Es muss mehr getan und mehr Nachdruck auf die Schaffung eines sozialen und 
solidarischen Europa gelegt werden, um das Europa der Multis in die Pflicht zu nehmen.

Nach dieser Vorrede möchte der Verfasser feststellen, dass der EGF auch positive Aspekte 
aufweist. Trotz der offenkundigen Beschränkungen stellt der Fonds eine erste lobenswerte 
Initiative zugunsten einer Sozialpolitik dar, mit der die kurz- und mittelfristigen Folgen der 
Globalisierung gemildert werden sollen. Der Kommissionsvorschlag ist überdies 
willkommen, da er ein positives Signal an die öffentliche Meinung richtet. Das Problem der 
Globalisierung darf nicht nur den einzelnen Arbeitnehmer, die einzelne Arbeitnehmerin oder 
einen einzelnen Wirtschaftszweig bzw. Mitgliedstaat beschäftigen. Es geht vielmehr um eine 
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gesamteuropäische Frage, die auch auf EU-Ebene solidarisch bewältigt werden muss.

Die bereitgestellten Mittel scheinen jedoch nicht auszureichen, um die ehrgeizigen Ziele 
abzudecken, die der Fonds sich vorgenommen hat. Die Zahl der Beschäftigten, die unterstützt 
werden könnte (35.000 - 50.000), scheint unterhalb des realen Bedarfs zu liegen. Der 
Verfasser nimmt die vom Rat vorgegebenen Ausgabenbeschränkungen zwar zur Kenntnis, 
fordert die Kommission jedoch auf, im Bereich der Sozialpolitik für ein engmaschiges 
soziales Netz zu sorgen und die Probleme im Zusammenhang mit dem wirtschaftlichen 
Niedergang einer wachsenden Zahl von europäischen Industrieregionen nicht nur symbolisch 
anzugehen. Der Verfasser hält es überdies für sinnvoll, dass die Kommission in ihrem 
endgültigen Bericht — auf der Grundlage der ggf. erzielten positiven Ergebnisse — dem Rat 
und dem Parlament Vorschläge zur Ausweitung des Anwendungsbereichs des EGF 
unterbreitet.

In dem Arbeitsdokument der Kommission wird ferner eingeräumt, dass die 
Globalisierungsopfer unter den Beschäftigten zu finden sind, die schon vorher den am meisten 
benachteiligten Gruppen angehörten, nämlich Frauen, sowie ältere und gering qualifizierte 
Arbeitnehmer, die nur schwer in den Arbeitsmarkt wiedereingegliedert werden können. Die 
Kommission stellt dazu fest, dass es Wirtschaftssektoren gebe, die den Risiken der 
Globalisierung stärker ausgesetzt sind als andere, und dass die Konzentration von gefährdeten 
Industriezweigen in einigen Mitgliedstaaten größer sei als in anderen. Die von der 
Kommission vorgeschlagenen Interventionskriterien können verbessert werden. Sie sollten 
garantieren, dass der EGF den genannten Gruppen von Beschäftigten zwar in begrenztem 
Umfang, dafür aber wirksam hilft. Es wird daher für sinnvoll erachtet, die Kriterien zu 
ändern, um sie flexibler zu gestalten und u.a. den Beschäftigten kleiner und mittlerer 
Unternehmen und den lokalen Gegebenheiten mehr Aufmerksamkeit zu widmen.

Was die vorgeschlagenen Änderungsanträge angeht, so zielen sie im Wesentlichen darauf ab, 
eine ausgewogene Verteilung der Hilfen für die Beschäftigten sicherzustellen, bei der die 
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Gegebenheiten sämtlicher Mitgliedstaaten 
berücksichtigt werden. Ferner wird ein Passus eingefügt, mit dem sichergestellt werden soll, 
dass für den Fall, dass das Volumen der Anträge die Mittelansätze übersteigt, den am meisten 
benachteiligten europäischen Regionen Vorrang eingeräumt wird, die am stärksten von den 
Folgen der Globalisierung betroffen sind.

Schließlich wird Nachdruck darauf gelegt, dass die Mitgliedstaaten die Zielsetzungen des 
Instruments beherzigen und den EGF und das von ihm ausgehende Zeichen der Solidarität 
entsprechend bekannt machen.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 
Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu 
übernehmen:
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Vorschlag der Kommission1 Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Erwägung -1 (neu)

(-1) Die Globalisierung kann 
schwerwiegende soziale Auswirkungen auf 
die Wirtschaft und die 
Beschäftigungssituation der Europäischen 
Union haben. Die negativen Folgen der 
Globalisierung sind am deutlichsten zu 
spüren in den weniger entwickelten 
Regionen der EU und treffen die Gruppen 
von Beschäftigten, die von vornherein am 
meisten benachteiligt sind, nämlich Frauen 
sowie ältere und gering qualifizierte 
Beschäftigte, deren Wiedereingliederung in 
den Arbeitsmarkt mit sehr großen 
Schwierigkeiten verbunden ist. Einige 
Wirtschaftszweige sind von den 
Globalisierungsrisiken stärker betroffen als 
andere; auch ist die Konzentration 
gefährdeter Industriezweige in einigen 
Mitgliedstaaten höher als in anderen. Es 
besteht überdies keine Symmetrie zwischen 
den positiven Folgen der Globalisierung 
und ihren negativen Effekten, wozu auch 
der Verlust von Arbeitsplätzen in bereits im 
Niedergang befindlichen Regionen zählt.

Änderungsantrag 2
Artikel 2 Einleitungssatz

(1) Ein Finanzbeitrag des EGF wird in den 
Fällen bereitgestellt, in denen weit gehende 
strukturelle Veränderungen im 
Welthandelsgefüge zu einer 
schwerwiegenden Störung des 
Wirtschaftsgeschehens führen, insbesondere 
zu einem massiven Anstieg der Importe in 
die EU oder einem allmählichen Rückgang 
des Marktanteils der EU in einem 
bestimmten Sektor oder einer 

(1) Ein Finanzbeitrag des EGF wird in den 
Fällen bereitgestellt, in denen weit gehende 
strukturelle Veränderungen im 
Welthandelsgefüge zu einer 
schwerwiegenden Störung des 
Wirtschaftsgeschehens führen, insbesondere 
zu einem massiven Anstieg der Importe in 
die EU oder einem beschleunigten 
Rückgang des Marktanteils der EU in einem 
bestimmten Sektor oder einer 

1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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Standortverlagerung in Drittländer, die 
folgende Konsequenzen hat:

Standortverlagerung in Drittländer, die 
folgende Konsequenzen hat:

Änderungsantrag 3
Artikel 2 Buchstabe a

(a) mindestens 1000 Entlassungen in einem 
Unternehmen, darunter auch arbeitslos 
gewordene Beschäftigte bei Zulieferern oder 
nachgeschalteten Herstellern, in einer 
Region, in der die Arbeitslosigkeit gemessen 
auf NUTS-III-Niveau über dem 
Durchschnittswert in der EU oder dem 
betreffenden Mitgliedstaat liegt, 

(a) mindestens 1000 Entlassungen in einem 
Unternehmen oder einer 
Unternehmensgruppe, darunter auch 
arbeitslos gewordene Beschäftigte bei 
Zulieferern oder nachgeschalteten 
Herstellern, in einer Region, in der die 
Arbeitslosigkeit gemessen auf NUTS-III-
Niveau über dem Durchschnittswert in der 
EU oder dem betreffenden Mitgliedstaat 
liegt, 

Begründung

Es muss unterscheiden werden zwischen a) dem Unternehmen, in dem Arbeitnehmer zählen 
und b) dem Wirtschaftszweig, der nach Arbeitsplätzen definiert wird. Ferner wird 
vorgeschlagen, das Kriterium der regionalen Verortung in Artikel 2 a) zu streichen, um einen 
regionenübergreifenden Ansatz zu ermöglichen.

Änderungsantrag 4
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b

(b) mindestens 1000 Entlassungen 
innerhalb eines Zeitraums von sechs 
Monaten in einem oder mehreren 
Unternehmen in einem Sektor, gemessen 
auf NACE-2-Niveau, was mindestens 1 % 
der auf NUTS-II-Niveau gemessenen 
regionalen Beschäftigung entspricht.

(b) Wegfall von mindestens 1000 
Arbeitsplätzen innerhalb eines Zeitraums 
von zwölf Monaten in einem Sektor, 
gemessen auf NACE-2-Niveau, was 
mindestens 1 % der auf NUTS-II-Niveau 
gemessenen regionalen Beschäftigung oder 
einem Rückgang der regionalen 
Beschäftigung um mindestens 10% 
entspricht.

Begründung

In Artikel 2 b) wird vorgeschlagen, den Anwendungsbereich der Richtlinie auf Sektoren 
auszuweiten, in denen die regionale Beschäftigung um mindestens 10% zurückgegangen ist, 
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ohne dass dies unbedingt 1% der regionalen Beschäftigung ausmacht.

Änderungsantrag 5
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b

(a) Benennung der Unternehmen, die 
Entlassungen vornehmen (nationale oder 
multinationale Unternehmen), und der 
Kategorien der gezielt zu unterstützenden 
Arbeitnehmer;

(a) detaillierte Benennung der Unternehmen, 
die Entlassungen vornehmen (nationale oder 
multinationale Unternehmen), und der 
Kategorien der gezielt zu unterstützenden 
Arbeitnehmer; bei Unternehmensgruppen 
wird ein Organigramm mit den 
Verbindungen zwischen den verschiedenen 
Einheiten der Gruppe übermittelt;

Änderungsantrag 6
Artikel 5 Absatz 6

6. Die Kommission gewährleistet die 
Gleichbehandlung der von den 
Mitgliedstaaten eingereichten Anträge.

6. Die Kommission gewährleistet die 
Gleichbehandlung der von den 
Mitgliedstaaten eingereichten Anträge. Sie 
stellt außerdem sicher, dass der EGF für 
eine ausgewogene Verteilung sorgt, die die 
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen 
Gegebenheiten aller Mitgliedstaaten 
gebührend berücksichtigt;

Änderungsantrag 7
Artikel 5 Absatz 6 a (neu)

6a. Übersteigt der Wert der gestellten 
Anträge die verfügbaren Mittel, wird den 
Anträgen der Gebiete Vorrang eingeräumt, 
die am meisten von den veränderten 
Marktbedingungen betroffen sind und in 
denen entsprechend der von den 
Mitgliedstaaten vorgelegten 
Dokumentation die größten 
Schwierigkeiten bei der 
Wiedereingliederung der vom 
Personalabbau betroffenen Arbeitskräfte 
bestehen.
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Änderungsantrag 8
Artikel 6 Absatz 2

2. Unterstützung aus dem EGF ergänzt 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene.

2. Unterstützung aus dem EGF ergänzt 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene, 
ersetzt diese jedoch nicht.

Änderungsantrag 9
Artikel 9

Die Mitgliedstaaten informieren über die 
finanzierten Maßnahmen und machen diese 
allgemein bekannt. Die Informationen sind 
für die Arbeitslosen und die breite 
Öffentlichkeit bestimmt. Sie sollen die Rolle 
der Gemeinschaft betonen und 
gewährleisten, dass der Beitrag des EGF in 
Erscheinung tritt.

Die Mitgliedstaaten informieren in 
geeigneter Form über die finanzierten 
Maßnahmen und machen diese allgemein 
bekannt. Die Informationen sind für die 
Arbeitslosen und die breite Öffentlichkeit 
bestimmt. Sie sollen die Rolle der 
Gemeinschaft betonen und gewährleisten, 
dass der Beitrag des EGF in Erscheinung 
tritt.

Änderungsantrag 10
Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 2

Am 1. Juli jedes Jahres muss mindestens ein 
Viertel des jährlichen Höchstbetrags des 
EGF verfügbar bleiben, damit ein bis Ende 
des Jahres auftretender Bedarf gedeckt 
werden kann.

Am 1. Juli jedes Jahres muss mindestens ein 
Drittel des jährlichen Höchstbetrags des 
EGF verfügbar bleiben, damit ein bis Ende 
des Jahres auftretender Bedarf gedeckt 
werden kann.

Änderungsantrag 11
Artikel 15 Absatz 1

1. Spätestens sechs Monate nach Ablauf des 
Zeitraums gemäß Artikel 13 Absatz 2 legt 
der Mitgliedstaat der Kommission einen 
Bericht über die finanzielle Abwicklung des 
Finanzbeitrags, einschließlich Informationen 
über die Art der Maßnahmen und die 
wichtigsten Ergebnisse, zusammen mit einer 
Erklärung vor, in der die Ausgaben 
begründet und, sofern angebracht, Angaben 

1. Spätestens sechs Monate nach Ablauf des 
Zeitraums gemäß Artikel 13 Absatz 2 legt 
der Mitgliedstaat der Kommission einen 
Bericht über die finanzielle Abwicklung des 
Finanzbeitrags, einschließlich Informationen 
über die Art der Maßnahmen und die 
wichtigsten Ergebnisse sowie die Zahl von 
Personen, die dauerhafte Beschäftigung 
aufgrund von EGF-Beiträgen gesichert 
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über die Komplementarität der Maßnahmen 
mit den vom ESF finanzierten Maßnahmen 
gemacht werden.

haben, zusammen mit einer Erklärung vor, 
in der die Ausgaben begründet und, sofern 
angebracht, Angaben über die 
Komplementarität der Maßnahmen mit den 
vom ESF finanzierten Maßnahmen gemacht 
werden. 

Änderungsantrag 12
Artikel 15 Absatz 1 a (neu)

1a. Die Kommission kann Empfehlungen 
abgeben, um die Anwendung des EGF zu 
verbessern und auszuweiten. 

Änderungsantrag 13
Artikel 20 Absatz 1

Auf der Grundlage des ersten der in Artikel 
16 vorgesehenen Jahresberichte können das 
Europäische Parlament und der Rat diese 
Verordnung auf Vorschlag der Kommission 
überprüfen, um sicherzustellen, dass die 
Solidaritäts-Zielsetzungen des EGF 
verwirklicht werden und dass bei ihren 
Bestimmungen die wirtschaftlichen, sozialen 
und geografischen Merkmale sämtlicher 
Mitgliedstaaten angemessen berücksichtigt 
werden.

Auf der Grundlage des ersten der in Artikel 
16 vorgesehenen Jahresberichte können das 
Europäische Parlament und der Rat diese 
Verordnung auf Vorschlag der Kommission 
überprüfen, um sicherzustellen, dass die 
Solidaritäts-Zielsetzungen des EGF 
verwirklicht und gegebenenfalls 
ausgeweitet werden und dass bei ihren 
Bestimmungen die wirtschaftlichen, sozialen 
und geografischen Merkmale sämtlicher 
Mitgliedstaaten angemessen berücksichtigt 
werden.
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für den Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten
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Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung
(KOM(2006)0091 – C6-0082/2006 – 2006/0033(COD))

Verfasser der Stellungnahme: Vladimír Remek

am

KURZE BEGRÜNDUNG

Ohne eine tiefgehende Bewertung der Globalisierung als solche vorzunehmen, ist 
unumstritten, dass diese neben positiven Auswirkungen auch negative Folgen mit sich bringt.   
Selbstverständlich bemüht sich auch die EU, auf diese zu reagieren. Trotz einer Vielzahl 
bereits umgesetzter Schritte gelingt es nicht gänzlich, mithilfe bestehender Maßnahmen und 
politischer Strategien die nachteiligen Auswirkungen zu beseitigen. Auch wenn der 
Auffassung zugestimmt werden kann, dass die effektivste Reaktion auf die Erschütterungen 
des Welthandelsgefüges und deren Auswirkungen auf die Arbeitnehmer vorausschauende 
Maßnahmen darstellen, wie Investitionen in die Schaffung neuer Arbeitsplätze, Förderung 
und Stimulation unternehmerischer Tätigkeiten, stärkere Finanzierung von Wissenschaft und 
Forschung, Erhöhung der Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt und die damit verbundene 
Schaffung von Bedingungen für die allgemeine Steigerung der europäischen 
Wettbewerbsfähigkeit, ist es darüber hinaus möglich, den Vorschlag zur Einrichtung des 
Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung (EGF) zu begrüßen. Und dies 
aus mehreren Gründen.

Wenn eines der Ziele der Kommission die Aussendung eines positiven Signals ist, um zu 
zeigen, dass die europäischen Organe und die Mitgliedstaaten gewillt sind, sich an der Lösung 
der Probleme im Zusammenhang mit den Veränderungen im internationalen Handel und 
deren Auswirkungen auf die Arbeitnehmer zu beteiligen, dann ist diese Bemühung zu 
unterstützen. Dies muss allerdings in dem Bewusstsein geschehen, dass die Möglichkeiten des 
EGF in einem gewissen Umfang begrenzt und zudem mit bestimmten Bedingungen 
verbunden sind, so dass es erforderlich ist, auf transparente Art und Weise und so einfach wie 
möglich Kriterien und Regeln für diesen Fond aufzustellen, damit dieser trotz seiner 
eingeschränkten Tragweite zumindest eine bestimmten Wirkung zeigt. Zudem ist es 
erforderlich, auch die zahlreichen Faktoren zu berücksichtigen, die durch die Auswirkungen 
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des EGF und seine Wahrnehmung beeinflusst werden. Dies betrifft zum Beispiel den 
gleichberechtigten Zugang und die Chancengleichheit aller Mitgliedstaaten (der kleinen und 
der großen) sowie die Möglichkeit, nicht nur für große, sondern vor allem für kleine und 
mittlere Unternehmen, im Fall von Problemen auf Finanzmittel zur Unterstützung zugreifen 
zu können. Denn gerade die KMU, die als Arbeitgeber überwiegen und somit die 
grundlegende Beschäftigungsstruktur in der EU bilden, bekommen Schwankungen im 
Wirtschaftsgefüge am deutlichsten zu spüren. 

Die vorgeschlagenen Änderungen und Anpassungen im ursprünglichen Text, der im Rahmen 
des EGF-Projektes von der Kommission vorgelegt wurde, gründen sich auf die genannten und 
auf weitere Standpunkte.
Streitpunkt sind vor allem die Kriterien für die Gewährung von Mitteln aus dem EGF. Es wird 
befürchtet, dass es durch den Vorschlag der Kommission zu einer Verletzung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung kommen könnte, ohne Rücksicht auf die Größe der EU-Mitgliedstaaten 
und der Unternehmen, die die Möglichkeit haben sollten, Mittel aus dem EGF in Anspruch zu 
nehmen. So ist es beispielsweise erforderlich, zu bedenken, dass 99 % der Unternehmen in 
Europa kleine und mittlere Unternehmen (KMU) sind und 92 % von ihnen weniger als zehn 
Angestellte beschäftigen. Angesichts dieser Tatsache erscheint es erforderlich, jenes 
Kriterium zu ändern, wonach nur Unternehmen mit mindestens 1000 Beschäftigten für eine 
Förderung aus Mitteln des EGF in Frage kommen. Sonst wäre der Fonds – auch angesichts 
der anderen Kriterien – nur sehr schwer für kleine EU-Mitgliedstaaten zugänglich, die ihre 
Vorbehalte bereits in Diskussionen geäußert haben.

Nicht weniger umstritten ist auch das Prinzip der Inanspruchnahme des EGF im Falle der 
Produktionsverlagerung in Drittländer. Die Tatsache, dass der Fonds nicht in Fällen in 
Anspruch genommen werden könnte, bei denen innerhalb der EU Arbeitsplätze verloren 
gehen, auch wenn dies die selben Auswirkungen hätte wie eine Verlagerung aus Gründen 
günstigerer Produktionsbedingungen, würde zur Herausbildung mehrerer „Klassen“ von 
Arbeitslosen führen. Zudem würde sich das Problem durch die geplanten weiteren EU-
Erweiterungen (demnächst um Bulgarien und Rumänien) noch verstärken. Es besteht auch die 
Gefahr, dass die Unternehmen lieber ihre Produktion in Staaten außerhalb der EU verlagern, 
was sicherlich nicht im Interesse der Union liegt.  
Wenn der EGF ein Fonds zur schnellen Reaktion auf unvorhersehbare und plötzliche 
wirtschaftliche Veränderungen sein soll, dann sollten die Kriterien einfach sein und das 
Genehmigungsverfahren sowie die Auszahlung der Mittel so schnell wie möglich vonstatten 
gehen. Diese Grundsätze lassen sich sehr schwer in den Vorschlag der Kommission 
einarbeiten, jedoch gehen einige Änderungsvorschläge des ITRE-Ausschusses genau in diese 
Richtung.

Nach Ansicht des Verfassers dieser Stellungnahme muss die aktive Beteiligung sowohl der 
Arbeitgeber und Einrichtungen der einzelnen Mitgliedstaaten als auch der Sozialpartner bei 
der Schaffung und Nutzung des EGF eine wichtige Rolle spielen. 
Nach Konsultationen sollten deren Stellungnahmen in das Entscheidungsverfahren mit 
einbezogen werden.
Eine erhöhte Aufmerksamkeit muss der Gruppe der Arbeitnehmer gewidmet werden, die 
aufgrund ihres höheren Alters mit größeren Problemen auf dem Arbeitsmarkt konfrontiert ist, 
wobei zu beachten ist, dass diese Gruppe in der EU fortlaufend wächst. Personen im Alter von 
ungefähr 50 Jahren finden nur schwer eine Anstellung und dies gilt in gleichem Maße für den 
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Wechsel des Arbeitsplatzes. Nach Auffassung des Verfassers der Stellungnahme ist es jedoch 
nicht richtig, eine genaue Grenze beim Alter von 50 Jahren zu setzen, da das Spektrum der 
mit dem Wechsel oder dem Verlust des Arbeitsplatzes verbundenen Probleme auch Personen 
betrifft, deren Alter in einem Bereich ober- und unterhalb der genannten Grenze liegt. Zudem 
spiegeln sich hier Spezifika der verschiedenen Berufsgruppen wider, bei denen die 
Altersgrenze der so genannten älteren und weniger brauchbaren Arbeitnehmer im Vergleich 
zur gängigen Auffassung niedriger liegt. Durch die Änderung des ursprünglichen Vorschlags 
wird versucht, auch die einzelnen nationalen Regelungen zum Beispiel für den Renteneintritt 
zu berücksichtigen.

Eine wichtige Bedingung für die Existenz und das Funktionieren des EGF muss nach Ansicht 
des Verfassers dieser Stellungnahme des ITRE-Ausschusses eine explizite und objektive 
Bewertung der Wirksamkeit dieses Instruments im Bezug auf die ursprünglichen Ziele und 
eine eventuelle Anpassung der Kriterien (einschließlich der Höhe des Haushalts) auf der 
Grundlage der gewonnenen Erfahrungen sein, damit der EGF nicht zu einer rein formalen 
administrativen und aufwändigen Angelegenheit ohne positive Auswirkungen auf die EU-
Mitgliedstaaten und ihre Einwohner wird. 

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden Ausschuss 
für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht 
zu übernehmen:

Vorschlag der Kommission1 Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Erwägung 1

(1) Ungeachtet der insgesamt positiven 
Auswirkungen der Globalisierung auf 
Wachstum und Beschäftigung in der 
Gemeinschaft, ist es angezeigt, einen 
Europäischen Fonds für die Anpassung an 
die Globalisierung (im Folgenden als „der 
EGF“ bezeichnet) einzurichten, mit dessen 
Hilfe die Gemeinschaft ihre Solidarität mit 
den aufgrund von Veränderungen im 
Welthandelsgefüge arbeitslos gewordenen 
Arbeitnehmern unter Beweis stellen könnte.

(1) Ungeachtet der insgesamt positiven 
Auswirkungen der Globalisierung auf 
Wachstum und Beschäftigung in der 
Gemeinschaft, ist es angezeigt, einen 
Europäischen Fonds für die Anpassung an 
die Globalisierung (im Folgenden als „der 
EGF“ bezeichnet) einzurichten, mit dessen 
Hilfe die Gemeinschaft ihre Solidarität mit 
den aufgrund von Veränderungen im 
Welthandelsgefüge arbeitslos gewordenen 
Arbeitnehmern auf gerechte Weise unter 
Beweis stellen könnte.

1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.



RR\638063DE.doc 53/80 PE 376.402v02-00

DE

Begründung

Die gerechte Verwendung des EGF zur Unterstützung der europäischen Arbeitnehmer muss 
gewährleistet und deutlich gemacht werden.

Änderungsantrag 2
Erwägung 1 a (neu)

(1a) Es ist eine umfassendere und 
langfristige Überwachung, Forschung und 
Berichterstattung der Kommission 
erforderlich, um die volle Tragweite der 
verschiedenen Aspekte einer Verlagerung 
von Arbeitsplätzen in Länder außerhalb der 
EU (Off-Shoring) zu ermessen. Die 
Aufgabe der Kommission sollte sich auf die 
Erhebung von Daten zu den bereits heute 
zu beobachtenden Auswirkungen des Off-
Shore-Wettbewerbs auf die Wirtschaft der 
EU erstrecken, also Anzahl und 
Branchenzugehörigkeit der Arbeitsplätze, 
die in Länder außerhalb der EU verlagert 
werden, die wirtschaftlichen Kosten solcher 
Verlagerungen (einschließlich der 
entgangenen Steuereinnahmen und der 
erforderlichen Sozialausgaben zur 
Unterstützung entlassener Arbeitnehmer), 
die Wiederbeschäftigung von 
Arbeitnehmern und deren neues 
Lohnniveau sowie die allgemeinen 
Auswirkungen auf Gemeinschaften.

Begründung

Maßnahmen zur Frühwarnung und die Auswertung von Daten über die Auswirkungen der 
Verlagerung von Arbeitsplätzen sind notwendige Instrumente für eine angemessene politische 
Reaktion der Gemeinschaft.

Änderungsantrag 3
Erwägung 4

(4) Die Aktivitäten des EGF sollten 
schlüssig und mit den anderen 
Politikbereichen der Gemeinschaft vereinbar 
sein und mit dem Acquis Communautaire 

(4) Die Aktivitäten des EGF sollten 
schlüssig und mit den anderen 
Politikbereichen der Gemeinschaft vereinbar 
sein und mit dem Acquis Communautaire 
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übereinstimmen. und insbesondere mit den im Rahmen der 
Strukturfonds durchgeführten Maßnahmen 
übereinstimmen.

Änderungsantrag 4
Erwägung 5

(5) Eine im Rahmen dieser Verordnung 
finanzierte Maßnahme sollte keine 
finanzielle Unterstützung von anderen 
gemeinschaftlichen Finanzinstrumenten 
erhalten.

(5) Eine im Rahmen dieser Verordnung 
finanzierte Maßnahme sollte keine 
finanzielle Unterstützung von anderen 
gemeinschaftlichen Finanzinstrumenten 
erhalten. Die Abstimmung mit bestehenden 
oder geplanten Modernisierungs- und 
Umstrukturierungsmaßnahmen im 
Rahmen der Regionalentwicklung ist 
jedoch erforderlich, auch wenn eine solche 
Abstimmung nicht zur Schaffung paralleler 
oder zusätzlicher Managementstrukturen 
für aus dem EGF finanzierte Maßnahmen 
führen sollte.

Änderungsantrag 5
Artikel 2 Buchstabe a

(a) mindestens 1000 Entlassungen in einem 
Unternehmen, darunter auch arbeitslos 
gewordene Beschäftigte bei Zulieferern oder 
nachgeschalteten Herstellern, in einer 
Region, in der die Arbeitslosigkeit gemessen 
auf NUTS-III-Niveau über dem 
Durchschnittswert in der EU oder dem 
betreffenden Mitgliedstaat liegt,

(a) mindestens 500 Entlassungen in einem 
Unternehmen, darunter auch arbeitslos 
gewordene Beschäftigte bei Zulieferern oder 
nachgeschalteten Herstellern und 
Dienstleistungsanbietern dieses 
Unternehmens, in einer Region, in der die 
Arbeitslosigkeit gemessen auf NUTS-III-
Niveau über dem Durchschnittswert in der 
EU oder dem betreffenden Mitgliedstaat 
liegt,

Begründung

Die Bedingung von 1000 entlassenen Arbeitnehmern erscheint schwer erfüllbar, wenn der 
gleichberechtigte Zugang von kleinen und mittleren Unternehmen gewährleistet werden soll. 
Gleichzeitig stellt dieses Kriterium eine zu große Einschränkung für die kleineren 
Mitgliedstaaten dar.

Änderungsantrag 6
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Artikel 2 Buchstabe b

(b) mindestens 1000 Entlassungen innerhalb 
eines Zeitraums von sechs Monaten in einem 
oder mehreren Unternehmen in einem 
Sektor, gemessen auf NACE-2-Niveau, was 
mindestens 1 % der auf NUTS-II-Niveau 
gemessenen regionalen Beschäftigung 
entspricht.

(b) mindestens 500 Entlassungen innerhalb 
eines Zeitraums von sechs Monaten in einem 
oder mehreren Unternehmen in einem 
Sektor, gemessen auf NACE-2-Niveau.

Begründung

Um den gleichberechtigten Zugang von kleinen und mittleren Unternehmen zu gewährleisen, 
sollte das Kriterium der Anzahl der entlassenen Arbeitnehmer herabgesetzt werden. Das 
zweite Kriterium ist aufgrund der real herrschenden Verhältnisse in den kleinen 
Mitgliedsstaaten nur schwer erreichbar und sollte daher gestrichen werden 

Änderungsantrag 7
Artikel 2 Absatz 1 a (neu)

Auch wenn die quantitativen Kriterien von 
Absatz 1 Buchstaben a und b 1 nicht erfüllt 
sind, kann die Kommission Anträge auf 
EGF-Interventionen zulassen, die mit den 
besonderen Bedingungen in den 
betreffenden Mitgliedstaaten ausreichend 
begründet werden.

Begründung

In die Verordnung muss ein politisches Kriterium für die Bewertung der Förderfähigkeit 
aufgenommen werden, damit die strikte Vorgabe einer Zahl nicht ausschließt, dass der EGF 
in den Fällen tätig wird, in denen die anderen Voraussetzungen gegeben sind. Für Malta oder 
Zypern beispielsweise können nicht dieselben quantitativen Kriterien gelten wie für 
Deutschland, das Vereinigte Königreich oder andere große Mitgliedstaaten. Dann würde der 
EGF nämlich per definitionem nur für eine beschränkte Zahl von Mitgliedstaaten zur 
Verfügung stehen.

Änderungsantrag 8
Artikel 3

Ein Finanzbeitrag im Rahmen dieser 
Verordnung wird für Maßnahmen als Teil 
eines koordinierten Pakets personalisierter 
Dienstleistungen bereitgestellt, mit denen 

Ein Finanzbeitrag im Rahmen dieser 
Verordnung wird bereitgestellt für: 
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arbeitslose Arbeitnehmer wieder in den 
Arbeitsmarkt eingegliedert werden sollen, 
darunter:

(a) Maßnahmen, als Teil eines 
koordinierten Pakets personalisierter 
Dienstleistungen, mit denen arbeitslose 
Arbeitnehmer wieder in den Arbeitsmarkt 
eingegliedert werden sollen, darunter:

(a) aktive arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen, wie Unterstützung bei der 
Arbeitsuche, Berufsberatung, auf die Person 
zugeschnittene Ausbildungs- und 
Weiterbildungsmaßnahmen, einschließlich 
von Maßnahmen für IKT-Qualifikationen, 
Hilfe bei Outplacement und Förderung des 
Unternehmertums oder Beihilfe zur 
Unternehmensgründung;

– aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, 
wie Unterstützung bei der Arbeitsuche, 
Berufsberatung, auf die Person 
zugeschnittene Ausbildungs-, 
Weiterbildungs- und 
Umschulungsmaßnahmen, einschließlich 
von Maßnahmen für IKT-Qualifikationen 
und Förderung des Unternehmertums oder 
Beihilfe zur Unternehmensgründung, 
einschließlich der Bereitstellung von 
Kleinstkrediten und anderen 
Begleitmaßnahmen; 

b) spezielle zeitlich begrenzte 
Einkommensbeihilfen für Beschäftigte, wie 
zum Beispiel Beihilfen für die Arbeitsuche, 
Mobilitätsbeihilfen, Lohnzuschüsse für 
Personen, die an Ausbildungsmaßnahmen 
teilnehmen und vorübergehende 
Lohnzulagen für Arbeitnehmer im Alter von 
mindestens 50 Jahren, die bereit sind, 
gegen ein niedrigeres Entgelt wieder in den 
Arbeitsmarkt einzutreten.

– spezielle zeitlich begrenzte 
Einkommensbeihilfen für Beschäftigte, wie 
zum Beispiel Beihilfen für die Arbeitsuche, 
Mobilitätsbeihilfen, Lohnzuschüsse für 
Personen, die an Ausbildungsmaßnahmen 
teilnehmen und vorübergehende 
Lohnzulagen für behinderte Arbeitnehmer 
im Alter von mindestens 50 Jahren, wobei 
ihre berufliche Situation und die 
nationalen Umstände zu berücksichtigen 
sind.
b) die Bereitstellung von 
Mikrofinanzierungen und Maßnahmen zur 
sozialen Eingliederung, die die Ziele des 
Rahmenprogramms für 
Wettbewerbsfähigkeit und Innovation 
(CIP) und der Initiative für gemeinsame 
europäische Ressourcen für kleinste bis 
mittlere Unternehmen (JEREMIE), die 
beide in den Zuständigkeitsbereich des 
Europäischen Investitionsfonds fallen, 
unterstützen.
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Begründung

Ein Teil der Mittel des EGF sollte für die Unterstützung der bestehenden Maßnahmen 
verwendet werden, die darauf abzielen, die Anpassung an den Strukturwandel zu erleichtern.

Änderungsantrag 9
Artikel 5 Absatz 1

1. Der Mitgliedstaat reicht innerhalb von 10 
Wochen nach dem Datum, zu dem die in 
Artikel 2 für eine Mobilisierung des EGF 
festgelegten Bedingungen gegeben sind, 
einen Antrag auf einen Finanzbeitrag aus 
dem EGF bei der Kommission ein.

1. Der Mitgliedstaat reicht innerhalb von 12 
Wochen nach dem Datum, zu dem die in 
Artikel 2 für eine Mobilisierung des EGF 
festgelegten Bedingungen gegeben sind, und 
in jedem Fall innerhalb von 12 Wochen 
nach der letzten Entlassung, einen Antrag 
auf einen Finanzbeitrag aus dem EGF bei 
der Kommission ein.

Begründung

Die Frist muss verlängert werden und ausreichen, um die vollständigen und detaillierten 
Daten vorzulegen, die nach Artikel 5 erforderlich sind. Auf jeden Fall muss 
unmissverständlich klar sein, wann die Frist beginnt.

Änderungsantrag 10
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a

(a) Eine begründete Analyse der Verbindung 
zwischen den Entlassungen und den weit 
gehenden strukturellen Veränderungen im 
Welthandelsgefüge; Nachweis der Zahl der 
Entlassungen und Erläuterung der 
Unvorhersehbarkeit dieser Entlassungen;

(a) Eine begründete Analyse der Verbindung 
zwischen den Entlassungen und den weit 
gehenden strukturellen Veränderungen im 
Welthandelsgefüge und Nachweis der Zahl 
der Entlassungen;

Begründung

Es ist nur schwer feststellbar, ob Strukturveränderungen vorhersehbar waren oder nicht. 
Darüber hinaus können auch vorhersehbare massive Strukturveränderungen schwere soziale 
Folgen haben.

Änderungsantrag 11
Artikel 5 Absatz 5 

5. Anhand der in Absatz 2 aufgeführten 
Informationen bewertet die Kommission 

5. Anhand der in Absatz 2 aufgeführten 
Informationen bewertet die Kommission 
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zusammen mit dem betreffenden 
Mitgliedstaat, ob die Bedingungen für die 
Bereitstellung eines Finanzbeitrags im 
Rahmen dieser Verordnung gegeben sind.

zusammen mit dem betreffenden 
Mitgliedstaat innerhalb von 30 Tagen nach 
Eingang des Antrags, ob die Bedingungen 
für die Bereitstellung eines Finanzbeitrags 
im Rahmen dieser Verordnung gegeben 
sind.

Begründung

Es ist wichtig, dass in der Verordnung festgelegt ist, innerhalb welcher Frist die Kommission 
die Anträge auf Bereitstellung eines Finanzbeitrags zu bewerten hat.

Änderungsantrag 12
Artikel 6 Absatz 2

2. Unterstützung aus dem EGF ergänzt 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene.

2. Unterstützung aus dem EGF ergänzt 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene 
sowie Strukturhilfemaßnahmen aus 
anderen Finanzinstrumenten der 
Gemeinschaft.

Begründung

Die ursprünglich vorgeschlagene Fassung spiegelt das Ziel des EGF, eine Ergänzung zu den 
bestehenden politischen Maßnahmen und Finanzinstrumenten der Gemeinschaft zu sein und 
auf die Entwicklung der Weltwirtschaft zu reagieren, nur unzureichend wider.

Änderungsantrag 13
Artikel 6 Absatz 5

5. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die 
spezifischen Maßnahmen, für die ein 
Finanzbeitrag aus dem EGF bereitgestellt 
wird, nicht auch eine Unterstützung von 
anderen gemeinschaftlichen 
Finanzinstrumenten erhalten.

5. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die 
spezifischen Maßnahmen, für die ein 
Finanzbeitrag aus dem EGF bereitgestellt 
wird, mit Ausnahme der in Artikel 3 
Buchstabe b festgelegten Maßnahmen, 
nicht auch eine Unterstützung von anderen 
gemeinschaftlichen Finanzinstrumenten 
erhalten.

Begründung

Siehe Begründung für den Änderungsantrag zur Artikel 3.
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Änderungsantrag 14
Artikel 7

Die Kommission und die Mitgliedstaaten 
fördern die Gleichstellung von Männern und 
Frauen und gewährleisten die Bekämpfung 
von Diskriminierungen aufgrund des 
Geschlechts, der Rasse, der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder 
Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Ausrichtung beim 
Zugang zu einer Unterstützung aus dem 
EGF.

Die Kommission und die Mitgliedstaaten 
gewährleisten, dass die Gleichstellung von 
Männern und Frauen und die Einbeziehung 
geschlechterspezifischer Gesichtspunkte 
während der verschiedenen Phasen der 
Umsetzung des EGF gefördert werden.

Die Kommission und die Mitgliedstaaten 
ergreifen angemessene Maßnahmen, um 
jegliche Diskriminierungen aufgrund des 
Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder 
Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Ausrichtung 
während der verschiedenen Phasen der 
Umsetzung des EGF zu verhindern, 
insbesondere bezüglich des Zugangs zu 
einer Unterstützung aus dem EGF.

Begründung

Der Änderungsantrag passt diese Antidiskriminierungsklausel an die Formulierung von 
Artikel 16 der Verordnung des Rates an, in der die allgemeinen Bestimmungen über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den 
Kohäsionsfonds festgelegt werden.

Änderungsantrag 15
Artikel 8 Absatz 1

1. Auf Initiative der Kommission kann der 
EGF im Rahmen einer Obergrenze von 
0,35 % der für das betreffende Jahr 
verfügbaren Finanzmittel zur Finanzierung 
von Maßnahmen zur Begleitung, 
Information, administrativen und 
technischen Unterstützung, Prüfung, 
Kontrolle und Evaluierung eingesetzt 
werden, die für die Durchführung dieser 
Verordnung erforderlich sind.

1. Auf Initiative der Kommission kann der 
EGF im Rahmen einer Obergrenze von 
0,30 % der für das betreffende Jahr 
verfügbaren Finanzmittel zur Finanzierung 
von Maßnahmen zur Begleitung, 
Information, administrativen und 
technischen Unterstützung, Prüfung, 
Kontrolle und Evaluierung eingesetzt 
werden, die für die Durchführung dieser 
Verordnung erforderlich sind.
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Begründung

Die Höhe des vorgeschlagenen Betrages erscheint unangemessen im Vergleich zu der 
Tatsache, dass die Höhe der technischen Hilfe der Europäischen Kommission für den 
kommenden Zeitraum auf 0,25 % bei den Strukturfonds und auf 0,20 % beim 
Solidaritätsfonds festgelegt wurde.

Änderungsantrag 16
Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1

Die Kommission setzt auf der Grundlage der 
gemäß Artikel 5 Absatz 5 vorgenommenen 
Bewertung, unter besonderer 
Berücksichtigung der Zahl der Entlassungen, 
der vorgeschlagenen Maßnahmen und der 
geschätzten Kosten, möglichst umgehend 
einen Betrag für den im Rahmen der 
verfügbaren Mittel gegebenenfalls 
bereitzustellenden Finanzbeitrag fest.

Die Kommission setzt auf der Grundlage der 
gemäß Artikel 5 Absatz 5 vorgenommenen 
Bewertung, unter besonderer 
Berücksichtigung der Zahl der Entlassungen, 
der vorgeschlagenen Maßnahmen und der 
geschätzten Kosten, möglichst umgehend 
und spätestens sechs Wochen nach der 
gemäß Artikel 5 Absatz 5 vorgenommenen 
Bewertung, einen Betrag für den im 
Rahmen der verfügbaren Mittel 
gegebenenfalls bereitzustellenden 
Finanzbeitrag fest.

Begründung

Die Festlegung des maximalen Zeitrahmens für die Entscheidung der Kommission zielt 
darauf ab, das Verfahren zur Prüfung des Antrags auf Unterstützung aus dem EGF zu 
beschleunigen.

Änderungsantrag 17
Artikel 20 Absatz 1

Auf der Grundlage des ersten der in Artikel 
16 vorgesehenen Jahresberichte können das 
Europäische Parlament und der Rat diese 
Verordnung auf Vorschlag der Kommission 
überprüfen, um sicherzustellen, dass die 
Solidaritäts-Zielsetzungen des EGF 
verwirklicht werden und dass bei ihren 
Bestimmungen die wirtschaftlichen, sozialen 
und geografischen Merkmale sämtlicher 
Mitgliedstaaten angemessen berücksichtigt 
werden.

Auf der Grundlage des ersten der in Artikel 
16 vorgesehenen Jahresberichte können das 
Europäische Parlament und der Rat diese 
Verordnung auf Vorschlag der Kommission 
überprüfen, um sicherzustellen, dass die 
Solidaritäts-Zielsetzungen des EGF 
verwirklicht werden und dass bei ihren 
Bestimmungen die wirtschaftlichen, sozialen 
und geografischen Merkmale sämtlicher 
Mitgliedstaaten angemessen berücksichtigt 
werden. Wenn festgestellt wird, dass die 
Ziele des EGF mit dem jährlich 
verfügbaren Betrag nicht erreicht werden 
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können, schlägt die Kommission eine 
Anpassung des Betrags vor.

Begründung

Die Tätigkeit des EGF muss bewertet werden, damit festgestellt werden kann, inwieweit die 
verfügbaren Mittel zur Umsetzung der Ziele, für die der EGF geschaffen wurde, ausreichen.
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für den Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung 
(KOM(2006)0091 – C6-0082/2006 –2006/0033 (COD))

Verfasserin der Stellungnahme: Jamila Madeira

am

KURZE BEGRÜNDUNG

Die Globalisierung, eine Erscheinung, die sich am Ende des 20. Jahrhunderts verstärkt hat, hat 
zahlreiche Vorteile mit sich gebracht, insbesondere Wirtschaftswachstum und den raschen 
und erschwinglicheren Zugang zu einer ganzen Produktpalette. Die Öffnung des Handels mit 
Gütern und Dienstleistungen nach außen führte zwar einerseits zur Internationalisierung und 
zum Wachstum des europäischen Marktes, brachte jedoch andererseits entsprechende 
Probleme hervor, weil die Öffnung der Märkte Europa der Liberalisierung der Märkte und 
dem daraus folgenden Wettbewerbsdruck aussetzt.

Die technologische Innovation, die Wissensgesellschaft, Breitbanddienste und die 
Entwicklung der Transport- und Kommunikationsmittel sind äußerst wichtige Faktoren für 
das Wirtschaftswachstum der europäischen Unternehmen und zur Erreichung der Ziele der 
Lissabon-Agenda bis 2010, bedeuten aber auch häufig folgenschwere Veränderungen für die 
Arbeitnehmer, deren Arbeitsplätze infolge von Unternehmensumstrukturierungen und sogar 
Unternehmensverlagerungen in Länder, die attraktiver sind, weil die Arbeitskräfte billiger 
sind oder weil sie steuerliche und soziale Vorteile bieten, wegfallen.

Aus den jüngsten bekannt gewordenen Daten geht hervor, dass  in der Europäischen Union 
zurzeit 19 Millionen Menschen arbeitslos sind, und dieses Übel droht sich noch zu 
verschärfen. Es handelt sich um eine besorgniserregende Erscheinung in diesem „globalen 
Dorf“ von 455 Millionen Einwohnern, das die Europäische Union bildet. Es müssen 
unbedingt Bedingungen geschaffen werden, um den arbeitslosen Arbeitnehmern, die Opfer 
dieses Phänomens der Globalisierung sind, zu helfen, rasch eine neue Beschäftigung zu 
finden und neue Qualifikationen zu erwerben. Das europäische Sozialmodell, das 
gemeinsame Grundmuster des alten Kontinents, stützt sich auf einen Kanon gemeinsamer 
Werte, insbesondere die Solidarität, und hat auf diesem Gebiet eine wichtige Aufgabe zu 
erfüllen.
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Die Europäische Union muss sich der Herausforderung der Globalisierung mit kühnen 
Einfällen zur Innovation und zur Modernisierung ihrer Wirtschaft und ihres Arbeitsmarktes 
stellen und deshalb auf Ausbildung und Wissen setzen, aber auch auf die Ausschöpfung des 
Potentials und die bedingungslose Unterstützung derjenigen Arbeitnehmer, die aufgrund der 
Strukturveränderungen im Welthandelsgefüge arbeitslos sind. Ihnen muss unbedingt eine 
Weiterbildung angeboten und der rasche Zugang zu einer neuen Beschäftigung ermöglicht 
werden, unter besonderer Betonung der Idee der Flexicurity. Gleichzeitig muss es Anreize für 
die Eigeninitiative dieser Arbeitslosen geben, indem die Voraussetzungen geschaffen werden, 
damit im europäischen Raum erfolgreich kleine und mittlere Unternehmen gegründet werden 
können. Diese Herausforderung setzt ebenfalls eine Festlegung von Kriterien für den 
Markteintritt voraus, um den Wettbewerb innerhalb und außerhalb der Union fairer und 
transparenter zu gestalten.

Begrüßenswert ist die Schaffung dieses Fonds für die Anpassung an die Globalisierung, und 
jetzt muss man sich für eine rasche, ausgewogene und gerechte Verwendung der verfügbaren 
Mittel einsetzen, um die Arbeitslosen vor den ernsten wirtschaftlichen und sozialen 
Problemen zu bewahren, die diesem Übel innewohnen.

Ebenso positiv zu werten ist es, eine angemessene und rasche Neuanpassung dieser 
Verordnung vorzusehen, falls sie sich nicht als ausreichend wirksam erweisen sollte, um ihren 
Aufgaben gerecht zu werden. Jedoch sei darauf hingewiesen, dass das ähnliche Instrument, 
das die Anregung zu diesem Fonds gab, von Anfang an ungefähr über eine doppelt so hohe 
jährliche Finanzausstattung verfügt, um seine Ziele umfassend zu erfüllen.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Ausschuss für 
Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu 
übernehmen:

Vorschlag der Kommission1 Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Erwägung 1

(1) Ungeachtet der insgesamt positiven 
Auswirkungen der Globalisierung auf 
Wachstum und Beschäftigung in der 
Gemeinschaft, ist es angezeigt, einen 
Europäischen Fonds für die Anpassung an 
die Globalisierung (im Folgenden als „der 
EGF“ bezeichnet) einzurichten, mit dessen 

(1) Ungeachtet der insgesamt positiven 
Auswirkungen der Globalisierung auf 
Wachstum und Beschäftigung in der 
Gemeinschaft, ist es unleugbar, dass sie 
auch Folgen für bestimmte Sektoren zeitigt, 
und daher ist es angezeigt, einen 
Europäischen Fonds für die Anpassung an 

1 ABl. C ... / Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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Hilfe die Gemeinschaft ihre Solidarität mit 
den aufgrund von Veränderungen im 
Welthandelsgefüge arbeitslos gewordenen 
Arbeitnehmern unter Beweis stellen könnte.

die Globalisierung (im Folgenden als „der 
EGF“ bezeichnet) einzurichten, über den die 
Gemeinschaft ihre Solidarität mit den 
aufgrund von strukturellen Veränderungen 
im Weltmarkt arbeitslos gewordenen 
Arbeitnehmern in gerechter Weise unter 
Beweis stellen könnte.

Begründung

Wie seine Bezeichnung erkennen lässt, wäre der EGF die finanzielle Antwort Europas auf die 
Folgen der Globalisierung, insbesondere auf den Verlust von Arbeitsplätzen.

Indem der Vorschlag ihn jedoch nur auf die Liberalisierung des Welthandels eingrenzt, 
umfasst er nicht das Phänomen der Globalisierung. Er lässt die Liberalisierung der 
Kapitalbewegungen und die Deregulierung außer Acht.

Der Ausdruck „Weltmarkt“, der die Liberalisierung und die Deregulierung der Märkte für 
Güter und Dienstleistungen wie auch der Finanz- und Arbeitsmärkte umfasst, steht daher 
besser im Einklang mit den Auswirkungen der Globalisierung und mit der ursprünglichen 
Idee des Fonds.

Änderungsantrag 2
Erwägung 1 a (neu)

(1a) Die europäischen Werte und das 
europäische Sozialmodell müssen im 
Außenhandel erhalten bleiben, indem die 
Entwicklung eines fairen Auslandsmarktes 
gefördert wird. Die negativen 
Auswirkungen der Globalisierung sollten 
in erster Linie durch eine langfristige und 
nachhaltige Gemeinschaftsstrategie für die 
Handelspolitik angegangen werden, die 
weltweit auf hohe soziale und ökologische 
Standards setzt. Die durch den Fonds 
geleistete Unterstützung muss dynamisch 
sein und die Möglichkeit bieten, 
Anpassungen an die sich ständig 
ändernden und häufig unvorhergesehen 
eintretenden Marktbedingungen 
vorzunehmen.

Begründung

Die Solidarität, der Schutz der sozialen Rechte und ein offener, aber fairer Markt müssen mit 
der Außenhandelspolitik der EU einhergehen und als solche in ihrer gesamten 
Außenhandelspolitik gefördert werden.
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Änderungsantrag 3
Erwägung 2

(2) Der EGF sollte eine spezifische, 
einmalige Unterstützung bereitstellen, um 
die Wiedereingliederung von Arbeitnehmern 
in das Erwerbsleben in Gebieten oder 
Sektoren zu erleichtern, die unter dem 
Schock einer schwer wiegenden Störung der 
Wirtschaftsentwicklung zu leiden haben.

(2) Der EGF sollte eine spezifische, 
einmalige Unterstützung bereitstellen, um 
die Wiedereingliederung von Arbeitnehmern 
in das Erwerbsleben in Gebieten, Sektoren 
oder Territorien zu erleichtern, die unter 
dem Schock einer schwer wiegenden 
Störung der Wirtschaftsentwicklung zu 
leiden haben.

Begründung

Die Folgen der Globalisierung können je nach betroffenem Territorium sehr unterschiedlich 
sein, und dies nicht nur vom Standpunkt eines Wirtschaftssektors aus. Bereits existierende 
territoriale Verzerrungen können aufgrund einer mit der Globalisierung im Zusammenhang 
stehenden Störung verschärft werden. Daher sollte die territoriale Auswirkung der Störung 
bewertet werden.

Änderungsantrag 4
Erwägung 3

(3) Maßnahmen im Rahmen dieser 
Verordnung sollten nach strengen 
Interventionskriterien in Bezug auf das 
Ausmaß der Störung des 
Wirtschaftsgeschehens und ihrer 
Auswirkungen auf einen gegebenen Sektor 
oder ein bestimmtes geografisches Gebiet 
festgelegt werden, damit sichergestellt ist, 
dass der Finanzbeitrag des EGF sich auf die 
am stärksten betroffenen Teile der 
Gemeinschaft konzentriert.

(3) Maßnahmen im Rahmen dieser 
Verordnung sollten nach strengen 
Interventionskriterien in Bezug auf das 
Ausmaß der Störung des 
Wirtschaftsgeschehens und ihrer 
Auswirkungen auf einen gegebenen Sektor 
oder ein bestimmtes geografisches Gebiet 
festgelegt werden, damit sichergestellt ist, 
dass der Finanzbeitrag des EGF sich auf die 
Arbeitnehmer der Regionen und 
Wirtschaftssektoren konzentriert, die am 
stärksten von der Globalisierung betroffen 
sind. Die Sozialpartner müssen in die 
Phase der Festlegung des Aktionsrahmens 
des EGF eingebunden werden.

Änderungsantrag 5
Erwägung 4

(4) Die Aktivitäten des EGF sollten 
schlüssig und mit den anderen 

(4) Die Aktivitäten des EGF sollten 
schlüssig und mit den anderen  
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Politikbereichen der Gemeinschaft vereinbar 
sein und mit dem Acquis Communautaire 
übereinstimmen.

Politikbereichen der Gemeinschaft vereinbar 
sein und mit dem Acquis Communautaire, 
insbesondere mit den Interventionen der 
Strukturfonds, übereinstimmen.

Änderungsantrag 6
Erwägung 5

(5) Eine im Rahmen dieser Verordnung 
finanzierte Maßnahme sollte keine 
finanzielle Unterstützung von anderen 
gemeinschaftlichen Finanzinstrumenten 
erhalten.

(5) Eine im Rahmen dieser Verordnung 
finanzierte Maßnahme sollte keine 
finanzielle Unterstützung von anderen 
gemeinschaftlichen Finanzinstrumenten 
erhalten, obwohl ergänzende Maßnahmen 
vom Europäischen Sozialfonds finanziert 
werden dürfen. 

Begründung

Eine weitere Klärung der Unterscheidung zwischen den Maßnahmen im Rahmen des EGF 
und des ESF ist erforderlich, wobei auch berücksichtigt werden soll, dass die 
vorgeschlagenen Maßnahmen in einigen Fällen komplementär sein können.

Änderungsantrag 7
Erwägung 6

(6) Gemeinschaftshilfe sollte nur auf Antrag 
des betroffenen Mitgliedstaats gewährt 
werden. Die Kommission sollte die 
Gleichbehandlung der von den 
Mitgliedstaaten vorgelegten Anträge 
gewährleisten.

(6) Gemeinschaftshilfe sollte nur auf Antrag 
des betroffenen Mitgliedstaats gewährt 
werden. Die Kommission sollte die 
gleichberechtigte und rasche Behandlung 
der von den Mitgliedstaaten vorgelegten 
Anträge gewährleisten. Sobald der EGF in 
Kraft getreten ist, muss überprüft werden, 
ob er imstande ist, seine Ziele zu erreichen, 
gegebenenfalls durch die angemessene 
Anpassung seiner jährlichen 
Mittelausstattung, um seine Wirksamkeit 
zu gewährleisten.

Begründung

Es muss eine Bewertung der Funktionsweise dieses Fonds vorgenommen werden, um zu 
prüfen, ob der zur Verfügung gestellte Betrag ausreicht, um die Ziele zu erfüllen, für die er 
geschaffen wurde.
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Änderungsantrag 8
Erwägung 9

(9) Da die Mitgliedstaaten die Ziele der zu 
ergreifenden Maßnahmen nicht hinreichend 
erreichen können und diese daher wegen der 
Größenordnung und der Auswirkungen der 
Maßnahmen sich besser auf 
Gemeinschaftsebene erreichen lassen, kann 
die Gemeinschaft im Einklang mit dem 
Subsidiaritätsprinzip des Artikels 5 EG-
Vertrag Maßnahmen beschließen. 
Entsprechend dem in demselben Artikel 
genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip 
sollte diese Verordnung nicht über das für 
die Erreichung dieser Ziele erforderliche 
Maß hinausgehen.

(9) Da die Regionen oder die 
Mitgliedstaaten die Ziele der zu ergreifenden 
Maßnahmen nicht hinreichend erreichen 
können und diese daher wegen der 
Größenordnung und der Auswirkungen der 
Maßnahmen sich besser auf 
Gemeinschaftsebene erreichen lassen, kann 
die Gemeinschaft im Einklang mit dem 
Subsidiaritätsprinzip des Artikels 5 EG-
Vertrag Maßnahmen beschließen. 
Entsprechend dem in demselben Artikel 
genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip 
sollte diese Verordnung nicht über das für 
die Erreichung dieser Ziele erforderliche 
Maß hinausgehen.

Änderungsantrag 9
Artikel 1 Absatz 1

1. Durch diese Verordnung wird ein 
Europäischer Fonds für die Anpassung an 
die Globalisierung (im Folgenden als „der 
EGF“ bezeichnet) eingerichtet, um die 
Gemeinschaft in die Lage zu versetzen, 
Unterstützung für Arbeitnehmer, die 
aufgrund weit reichender 
Strukturveränderungen im 
Welthandelsgefüge arbeitslos geworden 
sind, in den Fällen bereitzustellen, in denen 
diese Entlassungen eine beträchtliche 
negative Auswirkung auf die regionale oder 
lokale Wirtschaftsentwicklung haben.

1. Durch diese Verordnung wird ein 
Europäischer Fonds für die Anpassung an 
die Globalisierung (im Folgenden als „der 
EGF“ bezeichnet) eingerichtet, um die 
Gemeinschaft in die Lage zu versetzen, 
Unterstützung für Arbeitnehmer, die 
aufgrund weit reichender 
Strukturveränderungen im Weltmarkt 
arbeitslos geworden sind, in den Fällen 
bereitzustellen, in denen diese Entlassungen 
eine beträchtliche negative Auswirkung auf 
die nationale, regionale oder lokale 
Wirtschaftsentwicklung oder einen 
spezifischen Wirtschaftssektor haben.

Begründung

Die Strukturveränderungen können bei Unternehmen mit mehreren Produktionseinheiten 
innerhalb eines Mitgliedstaats verstreut auftreten, so dass ihre tatsächlichen Auswirkungen 
nur in einer Untersuchung auf nationaler Ebene erfasst werden können.

Änderungsantrag 10
Artikel 1 Absatz 2
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2. In dieser Verordnung werden Regeln für 
die Tätigkeit des EGF festgelegt, um eine 
schnelle Wiedereingliederung in das 
Erwerbsleben von Arbeitnehmern zu 
erleichtern, die von aus 
Handelsentwicklungen herrührenden 
Entlassungen betroffen sind.

2. In dieser Verordnung werden Regeln für 
die Tätigkeit des EGF festgelegt, um eine 
schnelle Wiedereingliederung in das 
Erwerbsleben von Arbeitnehmern zu 
erleichtern, die von aus der Globalisierung 
herrührenden Entlassungen betroffen sind.

Änderungsantrag 11
Artikel 2 Einleitung

Ein Finanzbeitrag des EGF wird in den 
Fällen bereitgestellt, in denen weit gehende 
strukturelle Veränderungen im 
Welthandelsgefüge zu einer 
schwerwiegenden Störung des 
Wirtschaftsgeschehens führen, insbesondere 
zu einem massiven Anstieg der Importe in 
die EU oder einem allmählichen Rückgang 
des Marktanteils der EU in einem 
bestimmten Sektor oder einer 
Standortverlagerung in Drittländer, die 
folgende Konsequenzen hat: 

Ein Finanzbeitrag des EGF wird in den 
Fällen bereitgestellt, in denen weit gehende 
strukturelle Veränderungen im Weltmarkt zu 
einer schwerwiegenden Störung des 
Wirtschaftsgeschehens führen, insbesondere 
zu einem massiven Anstieg der Importe in 
die EU oder einem allmählichen Rückgang 
des Marktanteils der EU in einem 
bestimmten Sektor oder einer 
Standortverlagerung in Drittländer, 
einschließlich Bewerberländer, die folgende 
Konsequenzen hat:

Begründung

Die Standortverlagerung in Staaten, die den Bewerberstatus besitzen, kann eine direkte 
Auswirkung auf die nationale, regionale oder lokale Wirtschaftsentwicklung der 
Mitgliedstaaten haben, und daher sollte klargestellt werden, dass auch solche Fälle geprüft 
werden.

Änderungsantrag 12
Artikel 2 Buchstabe a

(a) mindestens 1000 Entlassungen in einem 
Unternehmen, darunter auch arbeitslos 
gewordene Beschäftigte bei Zulieferern 
oder nachgeschalteten Herstellern, in einer 
Region, in der die Arbeitslosigkeit gemessen 
auf NUTS-III-Niveau über dem 
Durchschnittswert in der EU oder dem 
betreffenden Mitgliedstaat liegt,

a) mindestens 500 Entlassungen in einem 
oder mehreren Unternehmen eines Sektors, 
darunter auch arbeitslos gewordene 
Beschäftigte in Unternehmen, die 
Zulieferer oder nachgeschaltete Hersteller 
dieser Unternehmen sind, in einem 
Territorium, in dem die Arbeitslosigkeit 
gemessen auf NUTS-III-Niveau über dem 
Durchschnittswert in der EU oder dem 
betreffenden Mitgliedstaat liegt,
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Änderungsantrag 13
Artikel 2 Buchstabe b

(b) mindestens 1000 Entlassungen innerhalb 
eines Zeitraums von sechs Monaten in 
einem oder mehreren Unternehmen in einem 
Sektor, gemessen auf NACE-2-Niveau, was 
mindestens 1 % der auf NUTS-II-Niveau 
gemessenen regionalen Beschäftigung 
entspricht.

(b) mindestens 500 Entlassungen innerhalb 
eines Zeitraums von zwölf Monaten in einem 
oder mehreren Unternehmen in einem 
Sektor, gemessen auf NACE-2-Niveau, was 
mindestens 1 % der auf NUTS-II-Niveau 
gemessenen regionalen Beschäftigung 
entspricht, oder wo die regionale 
Beschäftigung um mindestens 10% 
zurückgegangen ist.

Begründung

Die Auswirkungen der Globalisierung, die im einleitenden Absatz von Artikel 2 geschildert 
werden, auf die Arbeitnehmer der betroffenen Unternehmen erfolgen häufig phasenweise, und 
6 Monate sind ein zu kurzer Zeitraum, um ihre Auswirkungen zu ermessen. Die Ausweitung 
dieses Zeitraums auf 12 Monate würde dazu dienen, diese Folgen angemessener ermessen zu 
können.
Ebenso kann ein abrupter Einbruch in der Beschäftigung in einem bestimmten Gebiet der 
Union erhebliche negative Konsequenzen auf die regionale Wirtschaft haben.

Änderungsantrag 14
Artikel 2 Absatz 1 a (neu)

 Selbst wenn die in Buchstaben a) und b) 
genannten quantitativen Kriterien nicht 
erfüllt sind, kann die Kommission jedoch 
unter außergewöhnlichen und begründeten 
Umständen einen Antrag auf Intervention 
des EGF zulassen.
Ein flexibler Ansatz sollte bei Anträgen aus 
solchen Mitgliedstaaten verfolgt werden, 
die aufgrund ihrer Größe, Bevölkerung 
oder Marktstruktur nicht in der Lage sind, 
die in Absatz 1 Buchstaben a) und b) 
festgelegten Bedingungen zu erfüllen.

Änderungsantrag 15
Artikel 3 Buchstabe a



RR\638063DE.doc 71/80 PE 376.402v02-00

DE

(a) aktive arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen, wie Unterstützung bei der 
Arbeitsuche, Berufsberatung, auf die Person 
zugeschnittene Ausbildungs- und 
Weiterbildungsmaßnahmen, einschließlich 
von Maßnahmen für IKT-Qualifikationen, 
Hilfe bei Outplacement und Förderung des 
Unternehmertums oder Beihilfe zur 
Unternehmensgründung;

(a) aktive arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen, wie Unterstützung bei der 
Arbeitsuche, Berufsberatung, auf die Person 
zugeschnittene Ausbildungs- und 
Weiterbildungsmaßnahmen, einschließlich 
von Maßnahmen für IKT-Qualifikationen, 
Hilfe bei Outplacement und Förderung des 
Unternehmertums oder Beihilfe zur 
Unternehmensgründung, einschließlich 
Mikrokredite und 
Unterstützungsmaßnahmen zur 
Aufrechterhaltung der Fertigung durch die 
Arbeitnehmer in den Unternehmen, die 
verlagert werden und die die Maschinen in 
den Betrieben zurücklassen;

Änderungsantrag 16
Artikel 3 Buchstabe b

(b) spezielle zeitlich begrenzte 
Einkommensbeihilfen für Beschäftigte, wie 
zum Beispiel Beihilfen für die Arbeitsuche, 
Mobilitätsbeihilfen, Lohnzuschüsse für 
Personen, die an Ausbildungsmaßnahmen 
teilnehmen und vorübergehende 
Lohnzulagen für Arbeitnehmer im Alter von 
mindestens 50 Jahren, die bereit sind, gegen 
ein niedrigeres Entgelt wieder in den 
Arbeitsmarkt einzutreten.

(b) spezielle zeitlich begrenzte 
Einkommensbeihilfen für Beschäftigte, wie 
zum Beispiel Beihilfen für die Arbeitsuche, 
Mobilitätsbeihilfen, Lohnzuschüsse für 
Personen, die an Ausbildungsmaßnahmen 
teilnehmen und vorübergehende 
Lohnzulagen für Arbeitnehmer im Alter von 
mindestens 45 Jahren, die bereit sind, gegen 
ein niedrigeres Entgelt wieder in den 
Arbeitsmarkt einzutreten, unbeschadet der 
Lohngesetzgebung der Mitgliedstaaten.

Änderungsantrag 17
Artikel 5 Absatz 1

1. Der Mitgliedstaat reicht innerhalb von 10 
Wochen nach dem Datum, zu dem die in 
Artikel 2 für eine Mobilisierung des EGF 
festgelegten Bedingungen gegeben sind, 
einen Antrag auf einen Finanzbeitrag aus 
dem EGF bei der Kommission ein.

1. Der Mitgliedstaat reicht innerhalb von 12 
Wochen nach dem Datum, zu dem die in 
Artikel 2 für eine Mobilisierung des EGF 
festgelegten Bedingungen gegeben sind,  
und nach Anhörung der Sozialpartner auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene 
einen Antrag auf einen Finanzbeitrag aus 
dem EGF bei der Kommission ein.
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Begründung

Angesichts der in Artikel 5 Absatz 2 von der Kommission verlangten detaillierten 
Informationen sollte der Einreichungszeitraum auf 12 Wochen ausgedehnt werden.

Änderungsantrag 18
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a

(a) Eine begründete Analyse der Verbindung 
zwischen den Entlassungen und den weit 
gehenden strukturellen Veränderungen im 
Welthandelsgefüge; Nachweis der Zahl der 
Entlassungen und Erläuterung der 
Unvorhersehbarkeit dieser Entlassungen;

(a) ) Eine begründete Analyse der 
Verbindung zwischen den Entlassungen und 
den weit gehenden strukturellen 
Veränderungen im Weltmarkt; Nachweis der 
Zahl der Entlassungen und Erläuterung der 
Unvorhersehbarkeit dieser Entlassungen;

Begründung

Vergleiche Begründung zum Änderungsantrag Nr. 18.

Änderungsantrag 19
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b

(b) Benennung der Unternehmen, die 
Entlassungen vornehmen (nationale oder 
multinationale Unternehmen), und der 
Kategorien der gezielt zu unterstützenden 
Arbeitnehmer;

(b) Benennung der Unternehmen und 
Branchen, die Entlassungen vornehmen 
(nationale oder multinationale 
Unternehmen), und der Kategorien der 
gezielt zu unterstützenden Arbeitnehmer;

Begründung

Zur Beobachtung der Wirtschaftsbewegungen und -entwicklungen erscheint es zweckmäßiger, 
statt einzelner Unternehmen ganze Branchen zu betrachten, die von den Veränderungen 
betroffen sind.

Änderungsantrag 20
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe f

(f) Verfahren für die Anhörung der 
Sozialpartner;

(f) Verfahren für die Anhörung der 
Sozialpartner und der einschlägigen 
Gemeinden und Regionen;

Begründung

Gemeinden und Regionen spielen häufig eine entscheidende Rolle in der 
Beschäftigungspolitik. Sie sind es auch, die das Problem der Arbeitslosigkeit lösen müssen. 
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Daher ist ihre aktive Einbeziehung in die Situation zwingend und steht im Einklang mit dem 
Grundsatz der Subsidiarität, was in dem Antrag beschrieben werden sollte.

Änderungsantrag 21
Artikel 5 Absatz 4

4. Die Mitgliedstaaten übermitteln der 
Kommission auch die von ihr für die 
Bewertung der Einhaltung der 
Interventionskriterien benötigten 
statistischen und sonstigen Angaben auf 
der am besten geeigneten geografischen 
Ebene.

entfällt

Begründung

Die von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 5 Absatz 2 und 3 gelieferten Informationen sollten 
ausreichen, damit die Kommission in der Lage ist, sowohl den Antrag als auch die ergriffenen 
und geplanten Maßnahmen zu prüfen.

Änderungsantrag 22
Artikel 6 Absatz 5 a (neu)

5a. Eine vom Europäischen Sozialfonds 
finanzierte Maßnahme kann 
ausnahmsweise eine zusätzliche zeitlich 
befristete finanzielle Unterstützung im 
Rahmen dieser Verordnung erhalten, wenn 
die ESF-Maßnahme auf dasselbe Gebiet 
und denselben Gegenstand wie die 
vorgeschlagene EGF-Maßnahme 
ausgerichtet ist. Abhängig von der 
Bedeutung und der Reichweite der EGF-
Maßnahme kann es Ausnahmen von der 
Regel gegen doppelte 
Finanzierungsquellen der Gemeinschaft 
geben.

Begründung

Sonstige Strukturfonds werden nicht in der Lage sein, zur EGF-Finanzierung beizutragen. 
Jedoch ist der Europäische Sozialfonds eine Ausnahme, da er Vorwegnahme, Anpassung und 
positivem Management des Wandels durch wachsende Anpassungsfähigkeit der Arbeitnehmer 
und Unternehmen Vorrang gibt, was den Zugang zu Beschäftigung und die Teilnahme am 
Arbeitsmarkt usw. vergrößert. Der EGF ergänzt seinerseits vorhandene politische 
Maßnahmen und Finanzinstrumente, einschließlich der Gemeinschaftspolitik, die darauf 
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abzielt, der Umstrukturierung vorzugreifen und sie zu flankieren, und tut dies, indem er eine 
territoriale Dimension mit einer spezifischen und zielgerichteten Unterstützung kombiniert, 
die sich ausschließlich auf eine personalisierte Hilfe für die Wiedereingliederung in den 
Arbeitsmarkt von Arbeitnehmern, die von der Entwicklung des Welthandelsgefüges negativ 
betroffen sind, konzentriert.

Vom Standpunkt der betroffenen Bürger aus ist die administrative zeitlich begrenzte 
Finanzierung derselben Maßnahme keine Verdoppelung von Maßnahmen, die im Rahmen 
anderer Gemeinschaftspolitiken durchgeführt werden, und daher muss dies die einzige 
Ausnahme von der Regel sein, die eine Doppelfinanzierung ausschließt. Sie sieht ausdrücklich 
die Koordinierung der Hilfe aus mehreren Finanzierungsquellen der Gemeinschaft vor und 
würde keinen Ersatz für Arbeitslosengeld oder Vorruhestandsregelungen der Mitgliedstaaten 
darstellen.

Änderungsantrag 23
Artikel 6 Absatz 5 b (neu)

5b. Für die Durchführung der EGF-
Unterstützung ist keine zusätzliche 
administrative Ebene notwendig.

Begründung

Um zu verhindern, dass zusätzliche Bürokratie entsteht, wird angeregt, die bereits 
bestehenden ESF-Strukturen zur Durchführung des EGF zu nutzen.

Änderungsantrag 24
Artikel 8 Absatz 1 

1. Auf Initiative der Kommission kann der 
EGF im Rahmen einer Obergrenze von 
0,35 % der für das betreffende Jahr 
verfügbaren Finanzmittel zur Finanzierung 
von Maßnahmen zur Begleitung, 
Information, administrativen und 
technischen Unterstützung, Prüfung, 
Kontrolle und Evaluierung eingesetzt 
werden, die für die Durchführung dieser 
Verordnung erforderlich sind. 

1. Auf Initiative der Kommission kann der 
EGF im Rahmen einer Obergrenze von 
0,35 % der für das betreffende Jahr 
verfügbaren Finanzmittel zur Finanzierung 
von Maßnahmen zur Begleitung, 
Information, administrativen und 
technischen Unterstützung, Prüfung, 
Kontrolle und Evaluierung eingesetzt 
werden, die für die Durchführung dieser 
Verordnung erforderlich sind. Der EGF 
kann auch für die Einrichtung einer 
europäischen Internet-Website und zur 
Stärkung der Rolle der Europäischen Stelle 
zur Beobachtung des Wandels (EMCC ) 
genutzt werden.
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Begründung

Den Bürgern der EU müssen umfassende Informationen über den EGF zur Verfügung gestellt 
werden, um dessen Einsatz in verantwortlicher und solidarischer Form bei denjenigen 
Bürgern zu ermöglichen, die Opfer von Entlassungen sind und sich in einer prekären 
Situation befinden. Die Stärkung der Rolle der Europäischen Stelle zur Beobachtung des 
Wandels bei der Forschung wird es ermöglichen, viele der regionalen und sektoralen 
Probleme, die Folgen der Erscheinung der Globalisierung sind, vorauszusehen.

Änderungsantrag 25
Artikel 9

Die Mitgliedstaaten informieren über die 
finanzierten Maßnahmen und machen diese 
allgemein bekannt. Die Informationen sind 
für die Arbeitslosen und die breite 
Öffentlichkeit bestimmt. Sie sollen die Rolle 
der Gemeinschaft betonen und 
gewährleisten, dass der Beitrag des EGF in 
Erscheinung tritt.

Die Mitgliedstaaten informieren über die 
finanzierten Maßnahmen und machen diese 
allgemein bekannt. Die Informationen sind 
für die Arbeitslosen und die breite 
Öffentlichkeit bestimmt. Sie sollen die 
Rollen sowohl der Gemeinschaft als auch 
der Mitgliedstaaten betonen und 
gewährleisten, dass der Beitrag des EGF in 
Erscheinung tritt.

Begründung

Die Maßnahmen für Arbeitslose werden sowohl von dem Mitgliedstaat als auch von der 
Gemeinschaft getragen. Um den Arbeitnehmern zutreffende Informationen zukommen zu 
lassen, sollte diese Zusammenarbeit bei Informationen und Publikationen über den EGF 
erwähnt werden.

Änderungsantrag 26
Artikel 10 Absatz 2 

2. Kommt die Kommission auf der 
Grundlage der gemäß Artikel 5 Absatz 5 
vorgenommenen Bewertung zu dem 
Schluss, dass die Voraussetzungen für die 
Bereitstellung eines Finanzbeitrags im 
Rahmen dieser Verordnung erfüllt sind, 
leitet sie schnellstmöglich das in Artikel 12 
festgelegte Verfahren ein. 

2. Kommt die Kommission auf der 
Grundlage der gemäß Artikel 5 Absatz 5 
vorgenommenen Bewertung zu dem 
Schluss, dass die Voraussetzungen für die 
Bereitstellung eines Finanzbeitrags im 
Rahmen dieser Verordnung erfüllt sind, 
leitet sie das in Artikel 12 festgelegte 
Verfahren ein. 

Begründung

Die Einleitung des Verfahrens muss unverzüglich erfolgen und darf nicht der Willkür 
unterliegen, die der Ausdruck „schnellstmöglich“ beinhaltet.
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Änderungsantrag 27
Artikel 12 Absatz 3 a (neu) 

 3a. Wird ein Vorschlag nach Artikel 5 
eingereicht und reichen die für den EGF in 
dem betreffenden Jahr noch verfügbaren 
Finanzmittel nicht aus, um den für die 
Finanzhilfe als notwendig erachteten 
Betrag aufzubringen, kann die Kommission 
dem Europäischen Parlament, das die 
Haushaltskontrolle ausübt, vorschlagen, 
die Differenz mit zusätzlichen Mitteln des 
EGF für die beiden darauf folgenden Jahre 
zu finanzieren.

Begründung

Dieser Mechanismus ist im Licht der Bestimmungen für den Solidaritätsfonds der 
Europäischen Union zu betrachten.

Änderungsantrag 28
Artikel 16 Absatz 1

Ab dem Jahr 2008 legt die Kommission dem 
Europäischen Parlament und dem Rat bis 
zum 1. Juli eines jeden Jahres einen Bericht 
über die im Vorjahr im Rahmen dieser 
Verordnung erfolgten Tätigkeiten vor. 
Dieser Bericht enthält insbesondere 
Angaben zu den eingereichten Anträgen, den 
gefassten Beschlüssen, den finanzierten 
Maßnahmen und zur Abwicklung des 
bereitgestellten Finanzbeitrags.

Ab dem Jahr 2008 legt die Kommission dem 
Europäischen Parlament und dem Rat bis 
zum 1. Juli eines jeden Jahres einen sowohl 
quantitativen als auch qualitativen Bericht 
über die im Vorjahr im Rahmen dieser 
Verordnung erfolgten Tätigkeiten vor. 
Dieser Bericht enthält insbesondere 
Angaben zu den eingereichten Anträgen, den 
gefassten Beschlüssen, den finanzierten 
Maßnahmen und zur Abwicklung des 
bereitgestellten Finanzbeitrags sowie zu den 
erzielten Ergebnissen.

Änderungsantrag 29
Artikel 20

Auf der Grundlage des ersten der in Artikel 
16 vorgesehenen Jahresberichte können das 
Europäische Parlament und der Rat diese 
Verordnung auf Vorschlag der Kommission 
überprüfen, um sicherzustellen, dass die 
Solidaritäts-Zielsetzungen des EGF 
verwirklicht werden und dass bei ihren 

Auf der Grundlage des ersten der in Artikel 
16 vorgesehenen Jahresberichte können das 
Europäische Parlament und der Rat diese 
Verordnung auf Vorschlag der Kommission 
überprüfen, um sicherzustellen, dass die 
Solidaritäts-Zielsetzungen des EGF 
verwirklicht werden und dass bei ihren 
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Bestimmungen die wirtschaftlichen, sozialen 
und geografischen Merkmale sämtlicher 
Mitgliedstaaten angemessen berücksichtigt 
werden.

Bestimmungen die wirtschaftlichen, sozialen 
und geografischen Merkmale sämtlicher 
Mitgliedstaaten angemessen berücksichtigt 
werden. Wenn sich herausstellt, dass die 
EGF-Ziele mit dem verfügbaren jährlichen 
Betrag nicht erreicht worden sind, schlägt 
die Kommission eine Anpassung des 
Betrags vor.

Begründung

Die tatsächliche Leistung des Fonds muss evaluiert werden, um besser feststellen zu können, 
inwieweit der zur Verfügung gestellte Betrag für die Durchsetzung der Ziele, für die der 
Fonds gegründet wurde, ausreicht.
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Vlasák

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Stellvertreter(innen)
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Falbr, Emanuel Jardim Fernandes, Louis Grech, Richard Seeber, 
László Surján, Paavo Väyrynen

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Stellv. (Art. 178 Abs. 2)

Joost Lagendijk, Bart Staes, Hannu Takkula, Thomas Wise

Anmerkungen (Angaben nur in einer 
Sprache verfügbar)
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